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Nr. 84. Mittag: Ausgabe. 


Deutſchland. 
0. K. C. Landtags- Verhandlungen. 
Berlin, 18. Februar. 
51. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 

Der Präſident eröffnet die Sitzung 10% Uhr. Am Miniſtertiſch Graf 
Eulenburg und einige flachen Miihe die Tribünen find mäßig beſetzt. 

Nach einigen geſchäftlichen Mittheilungen nimmt das Wort der Mintſter 
des Innern, um dem. Haufe zwei Geſezentwürfe 2 0 Der erſte 
derſel 2 die definitive Einführung der Verordnung vom 
30. Mai 1849 (über die Ausführung der Wahlen zum Abgeordnetenhauſe) 
in die neuen Provinzen, der zweite enthält eine Wahlbezirks⸗ 
ordnung für den ganzen Umfang der Monarchie, beruhend auf 
dem Princip, womöglich jeden Kreis und jede größere Stadt für ſich wählen 

zu laſſen. — Bezüglich der e Behandlung ſchlägt der Redner vor, 
nach dem Vorgange im Jahre 1860 aus jeder Abtheilung für jede Provinz 
ein Mitglied, im Ganzen alſo 77 Mitglieder zu wählen und aus deren Mitte 
unter Berückſichtigung aller Provinzen eine kleinere Commiſſion zu conſtruiren, 
der die Geſetzentwürfe zu überweiſen wären. 

Abg. Las ker bedauert, daß die Regierung gegen den Sinn des Geſetzes, 
welches eine definitive Regelung der Beſtimmungen über die Wahl in den 
neuen Provinzen noch in dieſer Seſſion verlange, erſt heute, unmittelbar vor 
dem Schluß derſelben, mit den Vorlagen hervortrete. Er vermiſſe die Dar⸗ 
legung der Gründe einer ſolchen Verſpätung und mache die Regierung dafür 
verantwortlich, wenn ein Geſetz jetzt nicht mehr zu Stande komme. 

Der Diiter Graf Eulenb * erg die Verſpätung durch die Schwie⸗ 
rigkeit, das erforderliche ſtatiſtiſche Material in kürzerer Zeit zuſammenzu⸗ 

len. ch jetzt ſeien einige Nachweiſungen im Rückſtande und nur die 
eſtimmte 1 Geſetzes habe die Regierung veranlaßt, noch jetzt 
dem Hauſe die Vorlagen zu machen. 

Der Präſident ſchlägt vor, den erſten Geſetzentwurf einer Commiſſion 
pon 14 Mitgliedern zu überweiſen, den Beſchluß über die geſchäftliche Be⸗ 

ndlung d⸗s . aber ſo lange auszuſetzen, bis derſelbe gedruckt in den 

nden der Mitglieder ſei. N 0 

Abg. Tweſten beantragt bagegen, die Beſchlußfaſſung über die Behand: 
lung 91 Vorlagen Fan or is fie zur genaueren Kenntniß des Hauſes 
gebracht ſeien. 

Nach einer längerer Debatte 


in welcher die Abgg. v. Vincke 


0 2 1 
und v. Kardorff den Vorſchlag des Präſidenten, die Abo. asker, 
pen) und Hennig den des Abg. Tweſten befürworten, 


ſchließt das Haus, die Beſchlußfaſſung über die geſchäftliche Behandlung 
beider Gejeßentwürfe auszujeßen, 
Das Haus tritt hierauf in den erften Gegenſtand der Tagesordnung: 
Mündlicher Bericht der Commiſſion für Handel und Gewerbe, betreffend die 
eberſicht über den Fortgang des Baues, en 
ber die Ergebniſſe des Betriebes der preußiſchen Staats⸗ 
1 en im Jahre 1866, 
er Referent Abg. Dr. Hammacher empfiehlt den Antrag der Commiſ⸗ 
ion; die ee Ueberſicht unter Anerkennung der umſichtigen Leitung 
1 nweſens als erledigt anzuſehen, welchem das Haus ohne 
itritt. 
Es folgt der Bericht der vereinigten Commiſſionen für das Gemeinde⸗ 
weſen und für das Unterrichtsweſen über 2 Petitionen. Die erſte derſelben 
don dem S und den Stadtverordneten in Elbing trägt darauf an 
bei der tgl. Staatsregierung dahin zu wirken, daß eine Verfügung der kgl. 
Regierung zu Danzig, wodurch dieſelbe den Arzt r. 9 jüdiſcher Con⸗ 
ion, von der Mitgliedſchaft in dem Vorſtande der hoheren Töchterſchule 
f loß, wieder aufgehoben werde N 
ie vereinigten Commiſſionen beantragen, die Petition der Regierung 
ur Berückſichtigung zu überweiſen, der Wantrup wünſcht 


Ber 


atte 


i 
ang zur Tagesordnung. r den erſteren Antrag treten der 
Dr, Ia 8 die Abgeordneten dr Koſch, Haad, Richter (Sangers⸗ 
bauſen) und Dr. Löwe ein. Der Reg.⸗Commiſſar vertheidigt die Maß⸗ 
ahmen der Regierung zu Danzig. 
Dieſelbe habe bei Be Gelegenheit nicht die Frage über die Stellung 
adi r Lehrer zu chriſtlichen Senulen überhaupt zur Entſcheidung zu brin⸗ 
ben ebabt, ſondern habe ſich für den fpeciellen Fall auf den Standpunkt 
uction für jene Töchterſchule ſtellen müſſen und hiernach nicht anders 
ſcheiden können. Dr 
Abg. Dr. Wantrup vertheidigt mit bewährter Komik unter großer Hei- 
lettett des Hauſes ſeinen Antrag auf Tagesordnung. Er habe Nichts da⸗ 
egen, wenn auch von der Landesvertretung die Juden ausgeſchloſſen wür⸗ 
müſſe ſich aber gegen den Vorwurf der Unduldſamkeit, den man ihm 


cht, eniſchieden verwahren. Abg. Bieck ſecundirt ihm, jedoch ohne [8 


* 
Na Der Antrag auf Tagesordnung wird abgelehnt, der Commiſſions⸗ 
utrag dagegen angenommen. 
0 Die zweite Petition, ebenfalls von den Communalbehörden der Stadt 
bing ausgehend, erſucht das Abgeordnetenhaus dahin zu wirken, daß die 

e Bedeutung des § 37 der Schulordnung für die Provinz Preußen 

Kan. ahre 1845, betreffend die Stellung der Kreis⸗Schulinſpectoren zu dem 
N en Schulweſen, nöthigenfalls durch eine Declaration außer Zweifel 
werde. 
beſ ie vereinigten Commiſſionen für das Gemeinde⸗ und das Unterrichts⸗ 
en beantragen, in Erwägung, daß die für die Functionen des Superinten⸗ 
len bei der Gemeindeſchule der Stadt Elbing gebrauchte Bezeichnung eines 
g ⸗Schulinſpectors durch das Reſcript des Herrn Miniſters der geiftlihen, 
ichts- und Medicinal⸗Angelegenheiten vom 24. Juli 1863 erläutert 
ſeine Befugniß durch das gedachte Reſeript, ſowie die Erklärungen des 
erungs⸗Commiſſars, wonach die Bezeichnung als ſtädtiſcher Schulinſpector 
5 die tadt Elbing dem Geſetze und den 9 Verordnungen nicht 
9 dahin beſchränkt wird, daß derſelbe nicht als ein Vorgeſetzter der 
deildeputation oder als eine Zwiſchenbehörde angeſehen werden kann, über 
er der Stadt Elbing vom 15. November v. J. zur Tagesordnung 
gehen. 
due, egen beantragt Abg. Wantrup, in Erwä und, daß die für die 
zonen des Superintendenten bei den Gemeindeſchulen der Stadt Elbing 
Haan . abt. 
eren te Bezeichnung eines Kreis⸗Schulinſpectors durch das Reſcript des 
dom iniſters der geistlichen, Unterrichts⸗ und Medicinal⸗Angelegenheiten 
nie Juli 1863 genügend erläutert wird, und hiernach die amtlichen Be⸗ 
& des Superintendenten die geſetzliche 1 f der ſtädtiſchen Schul⸗ 
u in keiner Weiſe beeinträchtigen, über die Petition des Magiſtrats 
Ein Stadtverordneten zu Elbing zur Tagesordnun überzugehen. 

i Antrag des Abg. lr. Techow endlich geht dahin, die Petition des 
der GRAS und der Stadtverordneten von Elbing der k. Staatsregierung in 
deberg Ortung zur Berückſichtigung zu überweiſen, daß fie den geſetzwidrigen 

tadt des Kreis⸗Schulinſpectors in die ſtädtiſche Schulverwaltung der 
di ing ein Ende machen werde. 
11 Lasker eht in Befürwortung des letzten Antrages genauer auf 
| derhältmihte in Elbing ein. Die Schulordnun Fir reußen vom 
Sclens 0 ber 1845 unterſcheide in Betreff der Beaufſichtigung des Schul⸗ 
albert genau die Schulen auf dem Lande und in den Städten. Die 


ren, wogegen auf dem Lande ſtänden unter Auffiht der Kreisſchulinſpecto⸗ 
kein, un das ſtädtiſche Schulweſen nur der Aufſicht der Schuldeputatio⸗ 
Merle; worfen ſei. Die Regierung habe deshalb dem Superintendenten 


reis NE dem Amte des Superintendenten verbundene Functionen des 


bi Re 0 pectors für die Schulen in der Stadt Elbing übertragen dürfen. 

inzial⸗ omm. Geh. Rath Stiehl: Auf den Antrag, den 

— eingeh rdnung für * zu declariren, kann die 

denn De alt und Ausdruck deſſelben ſind klar. 
wi 

Sc nn fanden, daß neben den dur 


d 
Eoenüder niche Werintendent Krüger in Elbing der dortigen Schuldeputation 
b Er hat nach $ 37 der Provinzial⸗Schulordnung als 
als ihr Comilissarius perpetuus zu fungiren. Ni die 


erung in Danzig oder von dem agiſtrat in Elbing 


— 


reslauer 


ef. H 


Neunundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


ſeither anders aufgefaßt worden, ſo iſt die Staatsregierung bereit, wegen des 
auch gen Verſtändniſſes das Erforderliche zu verfügen. 

bg. Wantrup vertheidigt hierauf ſeinen Antrag, für den Commiſſions⸗ 
Antrag tritt Abg. Graf Schwerin und Dr. Paur, di den des Acht 
Dr. Techow der Abg. Richter (Sangerhauſen) ein. Die Abſtimmung ergiebt 
die Annahme des Techow' ſchen Antrages mit 138 gegen 125 Stim⸗ 
men. Ueber 3 Petitionen um Bewilli ung einer Kriegsentſchädigung für die 
in Folge der Schlacht bei Idſtedt im Juli 1850 erlittenen Verluſte beſchließt 
das Haus motivirte Tagesordnung, in Erwägung, daß aus denſelben 
nicht erhellt, daß die Petenten ſich mit ihren Anſprüchen bereits an die kgl. 
Staatsregierung gewandt haben, deren Entſcheidung ſie zunächſt einholen 
müſſen, bevor das Haus der Abgeordneten ſich mit der Prüfung ihrer For: 
derungen befaſſen kann. . N l 

Mehrere Offiziere der ehemaligen Aeewig Jacen Armee bitten, 
daß womöglich allen, wenigſtens aber denjenigen ſchleswig⸗holſteinſchen Offi⸗ 
zieren, welche ehedem in preußiſchen Dienſten ſtanden, die ihnen zuständigen 
Penſionen dom 1. Januar bis 30. Juni 1867 aus königlich preußiſchen 
Kaſſen ausbezahlt werden mögen. Die Commiſſion iſt der Anſicht, daß der 
preußiſche Staat Wee moraliſch verbunden iſt, den Anſprüchen aller 
derjenigen Offiziere, welche auf Grund des Penſionsgeſetzes vom 15. Februar 
1850 penſionsberechtigt geweſen ſein würden, für die Zeit bis zum 30. Juni 
vorigen Jahres, von wo ab die Penſionirung durch den norddeutſchen Bund 
eintritt, gerecht zu werden. Sie beantragt deshalb, die Petitionen der Re⸗ 

ierung zur Berückſichtigung zu überweiſen. Abgeordneter Dr. Francke 
tellt hierzu nach den Antrag, die Wierig aufzufordern, den penſionsbe⸗ 
rechtigten Offtzieren der ehemaligen ſchleswig⸗holſteinſchen Armee oder deren 
Mittwen und Waiſen wenigſtens für die Zeit vom 5. Januar 1864 bis 
zum 30. Juni 1867 eine 0 . Penſion nachzuzahlen. 

Abg. Dr. Löwe empfiehlt mit warmen Worten den Antrag der Com: 
miſſion mit dem Amendement des Abg. Dr. Francke, die darauf mit großer 
Majorität angenommen werden. 

Der Kolon Engelker zu Hitzhauſen (Hannover) bittet, daß ſeinem Paſtor 
Frank zu Arenshorſt aufgegeben teren möge, ſein Kind Sonntags in der 
Kirche vor verſammelter Gemeinde nach der oelenlihen Taufformel des 
Kirchengeſetzes vom 5. Januar 1864 zu a Derſelbe weigerte ſich näm⸗ 
lich, die Taufe unter Weglaſſung der Teufelen ſagungs⸗Formel vorzunehmen, 
und war von der geſetzlichen Beſtimmung, die ihn dazu zwingen würde, 
durch das Conſiſtorium zu Osnabrück entbunden worden. < 5 

Abg. Dr, Gneiſt, der den Antrag geſtellt hat, die Petition der Regie⸗ 
rung zur Wen ee zu überweiſen, führt aus, daß es Sache 
des Abgeordnetenhauſes ſei, die Durchführung des beſtehenden Rechts auf: 
recht zu erhalten ohne Rückſicht darauf, ob das betreffende Geſetz unter Mit: 
wirkung der Landesvertretung zu Stande gekommen ſei oder nicht. Ein 
Gewiſſenszwang werde im len fi der Falle nicht gegen den Geiſtlichen 
en ſondern dieſer allein ſei der Unduldſame, der einen Zwang au 
die Gemeindeglieder ausüben wolle. Es komme hierbei auch gar nicht darauf 
an, ob die Majorität der Gemeinde auf Seiten des Paſtors ſtehe, ſondern 
bat Bi geiepichen Beſtimmungen dürften maßgebend fein, er empfehle des⸗ 
alb ſeinen Antrag. a 

Der Regierungs⸗Commiſſar a Schlieffen erklärt das Haus für in: 
competent, in innere Kirchen⸗Angelegenheiten einzugreifen. Der Cultus⸗ 
miniſter habe geglaubt, in dieſer ‚Seite mit großer Vorſicht und Schonung 
der beſtehenden rhältniſſe vorgehen zu müſſen, zumal ihm bei der ſehr 
ſelbſtſtändigen Stellung, welche durch die Verordnung vom 17. April 1866 
dem Landes⸗Conſiſtorium zu Hannover gegeben fei, nicht einmal das Recht 
zugeſtanden habe, die Verfügung des Sandes-Confilteriums einſeitig wieder 
aan eben, vielmehr nur die Befugniß, die Angel genheit zur Entſcheidung 
Sr. Majeſtät de Königs zu bringen a er 

Abg. b. Binde (Minden) befürwortet den 1 der Commiſſion, 
welcher dahin geht, in Erwägung, daß der Landläg keinen Beruf hat, in 
rein innere Angelegenheiten der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz 
Hannover ſich einzumiſchen, über die Petition des Hofbeſitzers Engelker zu 
pie ur Tagesordnung überzugehen. . ? 

ba. Elliſſen tritt den Ausführungen des Abg. Gneiſt bei. Von 
einem Eingriff in rein innere 4 der Kirche ſei nicht die Rede. 
Es handele ſich nicht um Fragen der Dogmatik, ſondern um Aufrechterhaltung 
des Kirchengeſetzes. 5 

Abg. Windthorſt (Meppen): Dem Haufe fehlt abjolut die Competenz, 
über die vorliegende Frage zu entſcheiden. Es find hier die verſchiedenſten 
Confeſſionen vertreten, und es wäre widernatürlich, dieſe über liturgiſche 
Beſtimmungen der hannbverſchen Kirche entſcheiden zu laſſen. Nur das, was 
ſtaatliche Angelegenheiten betrifft, unterliegt unſerer Controlle, alles Weitere 
überſteigt die Grenzen unſerer Competenz. 

Die Discuſſion wird hierauf geſchloſſen und der Commiſſions⸗Antrag an⸗ 
enommen. i 

Schluß 4 Uhr. Nächſte Sitzung morgen Mittwoch um 10 Uhr. (Tages 
Ordnung: mündlicher Bericht über eine Zahl kleinerer Geſetz⸗Entwürfe und 


Petitionen.) 
13. Sitzung des Herrenhauſes. 

Grbfuung 11% Uhr. — Das Haus, wie die Tribünen find verhältniß⸗ 
mäßig ſtark beſetzt. Rt hr 

Un Miniſtertiſch: die Miniſter v. d. Heydt, Graf Itzenplitz, Leon: 
hardt und mehrere Commiſſarien. ? f 

Der erſte Gegenſtand der Tages dudnung iſt der Bericht der Finanz⸗ 
Commiſſion, über den Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Beſtreitung der 
dem König Georg und Herzog Adolph von Naſſau gewährten Aus⸗ 
gleichsſummen. WER { 

Die Commiſſion beantragt einſtimmig, dem Geſetzentwurfe in der vom 
Abgeordnetenhauſe angenommenen Juſſegg, zuzuſtimmen. 

Berichterſtatter Herr Haſſelbach: Ich kann im Eingange der Debatte 
auf das Wort verzichten, um fo mehr, als es vielleicht an gem eſſen er⸗ 
ſcheint, alle Erörterungen über dieſe ſehr delicate Angelegenheit zu 
Perg die Commiſſion empfiehlt Ihnen einſtimmig die Annahme des 

eſetzes. 

Herr Raſch (Hannover): Ich habe mir nur das Wort erbeten, um meine 
Freude darüber zu bezeugen, daß die Commiſſion mit dem einſtimmigen An⸗ 
trage auf Annahme des Geſetzes in die Verſammlung gekommen iſt. Auf 
die finanzielle Frage will ich nicht weiter eingehen, ſondern nur bezeugen, 
baß es in allen wohlgeſinnten Kreiſen in Hannover den wohlthuendſten Ein⸗ 
druck gemacht hat, daß die Staatsregierung der Sache eine jo liberale Be: 
handlung hat angedeihen laſſen. — Mag man die Politik des Königs Georg 
beurtheilen, wie man will, das, glaube ich, ſteht feſt, daß der König Georg, 
abgeſehen von der Politik, es verſtanden hat, durch Milde und Gerechtigkeit 
und wahre Herrſchertugenden ſich die Liebe und Zuneigung feiner Unter: 
Bone zu erwerben und das langjährige or das Hannover an das 
Welfenhaus feſſelte, hierdurch nur zu befeſtigen. Ebenſo muß ich bezeugen, 
daß das Geſchick der Königin Marie und der königlichen Prinzen und Prin⸗ 
zeſſinnen die innigſte Theilnahme bei allen Hannoveranern findet. Deshalb 
age ich nochmals der Commiſſion meinen Dank für ihren Antrag, und hoffe, 
daß auch das Herrenhaus zur Freude Hannovers dem — — 
einmüthig beitreten wird. 

Graf Rittberg empfiehlt die Annahme des Geſetzes aus politiſchen 
Nützlichkeitsgründen und zollt der Regierung Anerkennung dafür, daß fie, 
was ſie ja gekonnt habe, die Entſchädigung nicht durch die Veräußerung der 
hannoverſchen Domänen gedeckt habe. ner 

Herr v. Brünneck (Jakobau): Ich bin genöthigt, unter Umſtänden 

egen die Annahme des Geſetzes zu ſtimmen, nicht etwa nur wegen der 

dhe der Abfindungsſumme. Ich halte allerdings die Abfindungsſumme für 
ſehr hoch, die Meinung des ganzen Landes iſt hierüber ungetheilt, und ich 
bedauere, daß es der Regierung nicht gelungen iſt, die Abfindungsſumme 
auf ein mit den gerechten Anſprüchen entſprechendes Verhältniß zu bringen. 
Andererſeits iſt es gewiß von hoher Wichtigkeit, wenn ſolche Staatsverträge 

u Stande kommen, um künftigen Prätendenten vorzubeugen, oder den An⸗ 
ſprüchen derſelben irgend welche formelle Berechtigung zu nehmen. Ich bin 
allerdings überzeugt, daß das preußiſche Schwert alle ſolche Prätentionen 
u Schanden machen und DER frevelhaften Unternehmungen bald ein Ziel 
ſezen würde; und weiß auch, daß derartige Staatsverträge in der Rege 
nur jo lange bindend find, als eine Staatsmacht dahinter ſteht. Trotz alledem 


Zeitun 


Lift wieder nicht un ich. Man ſchlägt ferner ein 


g. 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, on den übrigen Tagen zweimal erſcheint 


Mittwoch, den 19, Februar 1868. 


find von jeher dergleichen Staatsverträge abgeſchloſſen worden und werden es 
immer werden; das e der ganzen Welt verurtheilt die Zus 
widerhandelnden, das allgemeine Rechtsbewußtſein iſt auch eine Macht und 
wird es hoffentlich noch im höheren Maße werden. — Deshalb würde bei 
ſolchen Verträgen, wenn fie die Abdikation der Depoſſedirten enthalten, di 
Summe keine Rolle ſpielen; es würde ja dadurch unter Umſtänden v 
preußiſches Blut geſpart werden können,. Eine ſolche Abdikation iſt aber zu 
meinem Bedauern in keinem der beiden Verträge ausgeſprochen. Im Vers 
trage mit dem Herzog von Naſſau iſt wenigſtens die Thatſache der Einver⸗ 
leibung anerkannt worden. Der e König von Hannover, der trotz 
der beſten Anerbietungen von Seiten des Königs von Preußen, ohne ch 
welchen vernünftigen Grund, a die Seite unſerer Feinde trat, hat dies 
nicht einmal gethan. Aber ſelbſt über dieſen Punkt würde ich unter ge⸗ 


wiſſen aa She fortkommen. Mir genügt es, wenn ich weiß, da 
ich damit der Staatsregierung, die ſich um das leibliche und geilige Wo 
des Vaterlandes die hoͤchſten Verdienſte erworben hat, meine Unterſtützung 


leihen kann. 

Aus dieſem Grunde allein werde ich auch für die Annahme des Ver⸗ 
trages mit dem Herzog von Naſſau ſtimmen, wenn auch mit ſchwerem Her⸗ 
zen. Aber gegen den Vertrag mit dem König Georg ſtellt ſich mein preu⸗ 
ßiſches Gewiſſen, ſo linge dieſer in Hietzing übel geleitete 151 von dort 
aus "les in Bewegung ſetzt, um ſein von Gottes und Rechts wegen ver⸗ 
lorenes früheres Land gegen ſeinen jetzigen Herrn, unſeren König, 
wiegeln, jo lange er im Auslande die ſogenannte hannope Legion, 
er ſeind Armee nennt, gegen unſeren König unterhält, fo lange er ſich ſomit 
im fortgeſetzten Kriegszuſtand gegen unſeren König befindet und darin, was 
erwieſen iſt, von einem Kaiſerhanſe, mit dem wir noch vor Kurzem in einen 
mörderiſchen Kriege begriffen waren, im Geheimen unterſtützt wird in einer 
Weiſe, die über jede Jaſtfreundſchaft weit hinausgeht und faſt eine 
letzung des Prager Friedens involvirt; ſo lange der ehemalige König von 
Hannover ſomit in einem feindlichen Verhältniſſe gegen unſeren König und 
unſer Land verharrt, und nur auf eine günſtige 9 wartet, um ſich 
jedem Feinde, wo er uns auch erſtehen mag, anzuſchließen, ſo lange würde 
ich, es vor meinem Gewiſſen nicht verantworten können, dieſem Fürften d 
Mittel zu geben, um ſeine Pläne, welche ſein fortgeſetzter Haß und ſeine 
Bene) aft gegen unſeren König dictirk, defto beſſer zu verwirklichen. Daher 
ehe ich mich genöthigt, an die königliche Staatsregierung die Frage zu 
richten: Ob fie ſich, auch nachdem der Vertrag mit dem Könige Georg 
fect geworden iſt, für berechtigt und verpflichtet hält, nachträglich die Aus⸗ 
zahlung der im Vertrage ſtipulirten Rente an den König Georg ſo lange 
zu ſiſtiren, als dieſer Fürſt Maßregeln ergreift und San begeht, 
welche gegen die Hoheitsrechte ge m Königs. über Hannover verſtoßen 
und wodurch er die Fortſetzung feiner früheren fouveränen Gewalt im 
Gegenſatze zur Einverleibung Hannovers in den preußiſchen Staat bezweckt. 


fl (Berfall.) 


Finanzminiſter v. d. Heydt: Die Regierung wünſcht nicht, daß aus 
laß der Machinationen, die von Diebing aus geleitet werden, das N 
Genehmigung der Vorlage irgendwie beanſtande. Die Regierung hält ſich 
verpflichtet ihrerſeits ehrlich den Vertrag zum Abſchluß zu bringen, ſie ver⸗ 

ehlt aber nicht, daß ſie auf dieſe Machinationen ein ernſtes Auge 

at. Es ſind darüber Erörterungen eingeleitet worden, über deren augen⸗ 
blickliche Lage mich zu äußern ich Anſtand nehme; aber das brauche ich mit 
Bezug auf die gel tellte Frage nicht zu verhehlen, daß wenn die Machinatio⸗ 
nen nach Publikation des Geſetzes Jerhauem wenn der König Georg eine 
Stellung einnimmt, die mit dem Geiſt und Sinn des Vertrages durchaus 
in Widerſpruch ſteht, wenn der König Georg Mißbrauch macht von dem ihm 
gewährten Aufenthalte i ) 

demnächſt verpflichtet jein wird, das Vermögen des Kön 
Georg mit Sequeſter zu belegen und keinen * von der 
Rente herauszugeben (Bravo, bis auch der andere Theil ebenſo ehr⸗ 
lich, wie wir, den Vertrag zu halten entſchloſſen iſt. Ich darf m 5 
Bu BR enden Worte zur Empfehlung des Vertrages beſchränken. ( 
after Bei 

Herr v. Brünneck (Jakobau): Zu meiner Freude bin ich jetzt in de 
Lage fir den Vertrag mit dem König Georg 11 zu . 5 
b 11 Herr Haff elbach: Um N mehr kann ich jetzt auf das Wort 
erzichten. 
Der Geſetzentwurf wird einſtimmig angenommen. 


Es folgt die Berathung über den hanndverſchen Provinzialfonds. 
In der Commiſſion iſt ſowohl der Entwurf des Abgeordnetenhauſes (jähr: 
liche Rente von 500,000 Thlr.) wie die urſprüngliche Regierungs⸗Vorlage 
ede mit 7 gegen 7 Stimmen abgelehnt worden, und „die Commiſſion 

efindet ſich demnach nicht in der Lage, einen anderen Antrag zu ſtellen, als 
beide Vorſchläge mit gleicher formeller Berechtigung der Prüfung des Her⸗ 
renhauſes zu unterbreiten.” 

} ge v. d. 8288 : Die Angelegenheit hat das Intereſſe dieſes 
Haufes in ungewöhnlicher Weiſe in Anſpruch genommen und doch ſcheint, 
ſoweit es ge die materielle Tragweite ankommt, eine Veranlaſſung dazu 
nicht eben ſehr erfindlich. Die Aufmerkſamkeit iſt beſonders darauf gerichtet, 
daß der Widerſpruch gegen die Vorlage von einer Seite ausgegangen iſt, 
von der man ihn 9 erwartet hatte, zumal die Gründe für I durchaus 
unverſtändlich ſind. Man ſpricht von einem Opfer, von einem Geſchenk, 
von einem Privilegium, und doch iſt von dem Allen gar nicht die Rede. 
Es handelt ſich einfach darum, der Provinz Hannover gegen entſprechende 
Leiſtungen das Aequivaleut in einer Rente zu geben; käme das Geſetz nicht 
zu Stande, ſo würde die Regierung auf Grund rechtlicher e 
wie unabweislicher u mindeſtens dieſelbe Summe von , 
Thlr. für die Zwecke magie en haben, welche jetzt die Provinz übernehmen 
will und ſoll; kommt das 185 zu Stande, ſo wird eben die Provinz aus 
den überwieſenen Mitteln dieſe Leiſtungen beſtreiten, und es beſteht darüber 
gar kein Zweifel, daß dieſe Bedürfniſſe ſteigen und daß die Provinz dann 
zuzuſchießen hat, während, wenn die Bedürfniſſe aus der Staatskaſſe be 
ſtritten werden, dieſe das Mehr zu tragen hätte. Wie = von einem Opfer 
die Rede ſein kann, iſt in der That nicht erfindlich. Und wenn nun die 
Provinz Werth darauf legt, zur Förderung der Selbſtverwaltung in den Be⸗ 
ſitz einer ſolchen Summe zu gelangen und dafür unter der Aufſicht der 
Staatsregierung die betreffenden Leiſtungen ge Ausführung zu bringen, 
p ſcheint in der That doch ein begründetes Bedenken dagegen nicht Sn 
ro Im Gegentheil die Regierung 2 die Abſicht, dem Prinzipe der 
Selbstverwaltung nicht nur in Hannover, ſondern in demſelben Sinne auch 
in den andern Provinzen Raum zu geben, ſie hat ihre Intentionen dahin 
ausgeſprochen, daß fie darauf Bedacht nehmen will, eine den gegenſeitigen 
Intereſſen entſprechende Decentraliſation anzubahnen. 

Der vorliegende Commiſſionsbericht iſt nun in einer Beziehung ſehr er⸗ 
freulich, indem er die volle Uebereinſtimmung der Commiſſion darüber con⸗ 
ſtatirt, bereitwillig und brüderlich den der Monarchie neu herzutretenden 
Landestheilen und in dieſem Falle der Provinz Hannover die Hand zu bieten, 
ihr den Uebertritt in die neuen Verhältniſſe zu erleichtern und durch billige 
Schonung eingelebter Einrichtungen den engeren Anſchluß an die Geſammt⸗ 
monarchie zu befördern. Es heißt ferner in dem Bericht, daß die Sen 
der Vorlage den Intentionen der Staatsregierung bereitwillig entgegenkom⸗ 
men wollen. Worin dies Entgegenkommen 70 t und wodurch es gegen die 
Provinz Hannover bethätigt werden ſoll, das ſoll ſich aus den weiteren Er⸗ 
örterungen ergeben. Zunächſt wollen die Gegner der Vorlage keine perpe⸗ 
tuelle Rente, weil dadurch eine Belaſtung des Staatscredits hervorgerufen 
werde, welche unter Umſtänden nicht unbedenklich werden könnte, während 
die Bewahrung der vollen Freiheit der Gewährung oder Ablehnung von 
Staatsunterſtützungen es geitätte, je nach Lage der Finanzen und den vor⸗ 
bandenen Bedürfniſſen ohne provinzielle Abgrenzungen helfend einzutreten. 
Die Gewährung in Form eines Capitals ſcheint den Gegnern den Vorzug 
zu verdienen, weil damit dieſe Angelegenheit ihren vollſtändigen Abſchluß ge: 
winne und nicht jährlich durch die Auf 1 / U 
zu möglichen weiteren . und Mißverſtändniſſen im Lande Ver⸗ 
anlaſſung gegeben werde. oraus aber geſchloſſen wird, daß der Staats⸗ 
mehr belaſtet werde, daß man nur die Rente gebe, und daß 
laſtet werde, wenn man das Capiial giebt, das 

ital von 8 ionen 
4 Procent ungefähr dem 


credit dadur 
der Staatscredit weniger be 


vor, und ſagt, daſſelbe werde bei einer Rente von 
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gie kommen, was in früheren Jahren in der Provinz Hannover zu den 
betreffenden Zwecken verwendet worden ſei. 3 
- Die Herren ignoriren aber gänzlich, daß ſowohl die hanndverſchen Stände 
als die hanndverſche Regierung die er des bisher Verwendeten 
anerkannt haben und daß noch unter der früheren Regierung eine bedeutende 
Erhohung dieſer Fonds in Ausſicht genommen iſt. Die Herren wollen alſo 
capitalifiren, ignoriren aber, daß in dem Vertrage von 9 1 Hanno⸗ 
ver die Verpflichtung übernommen iſt, für mindeſtens 500,000 Thaler Aus⸗ 
aben zu machen. Ein Capital von 8 Millionen Thaler zu 4 Procent macht 
äbrlich 320,000 Thaler; verlangt man nun, daß die Provinz den Reit zu: 
ſchießt, jo iſt darin Wohlwollen gewiß nicht zu erkennen. Es iſt dem hohen 
auſe bekannt, daß die Staatsregierung in dem anderen Hauſe, um das 
uſtandekommen des Geſetzes zu ermöglichen, dem dort eingebrachten Amende⸗ 
ment, jtatt des Capitals eine Rente zu bewilligen, beigetreten iſt. Die Ne: 
gierung hat deshalb lebhaft in Ihrer Commiſſion befürwortet, daß, damit 
Geſetz nicht ſcheitere, auch dies hohe Haus dem 7 vorliegenden Ent⸗ 
ſchluſſe beitrete. Die Gegner haben dieſen Weg nur beſchritten, um den Nie 
tentionen der Regierung ihrerſeits Zt entgegen zu kommen!“ Die 
Staatsregierung ittet aber um das Gegentheil, die Herren kommen aljo 
icht der Regierung entgegen, ſondern ſie treten ihr entgegen. Sie ſagen 
: 55 „grundſätzlich nach politiſchen und finanziellen Erwägungen müſſen 
ie bei ihrer Anſicht verharren.“ M. H., nachdem allerſeits dem Leiter der 
auswärtigen Politik und den Erfolgen dieſer Politik im ganzen Lande bei⸗ 
geſtimmt iſt, iſt es mir wirklich völlig unklar, welche politiſche Erwägung 
jetzt das Haus beſtimmen könnte, gegen die Vorlage zu ſtimmen; es iſt dies 
auch nach keiner Seite hin angedeutet. Daß die finanziellen Erwägungen 
unbegründet ſind, habe ich mir vorhin ſchon auseinanderzuſetzen erlaubt. 
Nun heißt es in dem Berichte einer ſich immer mehr regenden Mißſtimmung 
in den alten Provinzen der Monarchie dürfte doch mindeſtens das gleiche 
Gewicht beizulegen ſein, als einer ſolchen in Hannover. 
Ja, m. H., ich habe meinerſeits dieſe immer mehr ſich regende Mißſtim⸗ 
i ube auch, man würde, wollte man die öffent: 
liche Stimmung nach dieſer Rückſicht hin ermitteln, zu einem ganz entgegen⸗ 
geſetzten Reſultate kommen. Es iſt mir ganz gewiß, wenn gemeint wird, 
der Politik der Regierung entgegenzutreten, daß das im Lande keinen An⸗ 
klang finden würde. Dann verwahren ſich die Gegner dagegen, daß das 
errenhaus ſeine patriotiſche Pflicht nur dann erfülle, wenn es einfach hu: 
imme. Darüber, meine Herren, wird das Herrenhaus ſelbſt entſcheiden, ob 
es eine patriotiſche Pflicht erfüllt, wenn es, wie ich erwarte, mit großer 
Majorität beſchließt, der 2 die Erfüllung eines gegebenen Verſpre⸗ 
5 ne zu ermöglichen. H.! Die Regierung legt auf ihre Zuſtimmung 
en großen Werth. Es muß der Regierung daran liegen, in den neuen 
Landestheilen den Eindruck hervorzurufen, daß ſie eines wohlwollenden Re⸗ 
giments, einer wohlwollenden Berückſichtigung billiger Wünſche ſich zu er⸗ 
[nen haben werde. Die 1 N hat 1 um die Einrichtung ge⸗ 
eten, um die es ſich handelt, die Regierung war berechtigt, vor dem 1. Oct. 
durch königliche Verordnung mit Geſetzeskraft nach den Wunſchen der Pro⸗ 
vinz Hannover dieſe Angelegenheit ebenſo zu erledigen, wie ſie den heſſiſchen 
Staatsſchatz der * Heſſen überwieſen hat. In dieſem Falle hat die 
Regierung Werth darauf gelegt, die Genehmigung des Landtages vorzube⸗ 
ballen. Sie hat mit Zuverſicht dieſe Genehmigung erwartet, und, m. H., 
wir ſehen auch jetzt noch mit Zuverſicht Ihrem Beſchluſſe entgegen. (Ver⸗ 
einzelter Beifall.) f 
Berichterſtatter v. Below: Ich muß mein aufrichtiges Bedauern aus⸗ 


7 


ſprechen, daß vom Miniſtertiſch ein Ton angeſchlagen worden ift (Bravo), 


deen ich aufrichtig vermieden 


4 
= 
. 


zu ſehen wünſchte und als Berichterſtatter ver⸗ 
meiden werde (Bravo). Es it hier eine Partei mit einem Ausdruck bezeich⸗ 
net worden, den ich bedauere, eine Partei von 68 gewiſſenhaften Männern: 
wenn wir feine gewiſſenhafte ſelbſtſtändige Männer mehr haben, dann haben 
wir auch keine politiſchen Inſtitutionen mehr; danken wir Gott, daß wir ſie 
aben! — Als Berichterſtakter kann ich einen beſtimmten Antrag nicht ſtellen. 


Der Geſetzentwurf, wie er aus dem andern Hauſe kam, iſt in der Commiſſion 
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abgelehnt worden, ebenſo ein Vermittelungsvorſchlag und ein Amendement, 
welches die Bewilligung eines geringeren Capitals beantragt. Man hat im 
andern Hauſe den Grundſatz der Decentraliſation discutirt, ohne Vorlage, 
ohne Ziel, ohne Begrenzung; ich hoffe, das Haus wird die Angelegenheit 
rein ſachlich behandeln. Es iſt ferner in Betracht gesogen worden, welcher 
Natur die zu bewilligende Rente iſt. Dieſe Rente kann legaler Weiſe, wie 
ſie durch ein Geſetz entſtanden iſt, durch ein Geſetz vom Budget wieder ab⸗ 

eſetzt werden. Viele haben das Bedenken, daß der preußi Staat in 
bel ielle Verwickelungen durch die Bewilligung dieſer Rente Han aber 

er Umſtand, daß die Rente durch ein Geſetz wieder unge, en werben 
kann, bejeitigt dieſe Bedenken. Da ich die Pflicht und den Willen habe, die 
Sache ganz objectiv zu behandeln, ſo führe ich dies als möglichen Grund 
für das Geſetz an. 

Der Finanzminiſter: Ich würde ſehr bedauern, wenn in meiner durch⸗ 
aus ſachlichen Beurtheilung des Commiſſionsberichtes irgend etwas Ver: 
letzendes zu finden wäre; es würde dergleichen durchaus im Widerſpruch 
ſtehn mit dem Gefühle, das ich für dieſes hohe Haus hege. 

wie dcr Ein Miniſterpräſidium, wie das unſere, verleiht einem Ge: 
ſetzentwurf ſchon dadurch, daß es ihn einbringt, eine bedeutende moraliſche 
Kraft. Die volle Berückſichtigung der politiſchen Momente, die bei dieſer 

age mitzuſprechen haben, lege ich dem hohen Hauſe ans Herz, in deſſen 
Charakter es ja liegt, bei ganzer Wahrung ſeiner politiſchen Grundſätze der 
Regierung eine entgegenkommende Haltung zu zeigen. Die Frage, ob durch 
den Schritt, der von uns verlangt wird, die fundamentalen Grundſätze des 
Conſervatismus verletzt werden, den dies Haus zu vertreten gewohnt iſt, 
verneine ich entſchieden. Noch ein Grund für die Annahme der Vorlage iſt 

der, daß der Herr Miniſterpräſident im andern Hauſe an die Annahme des 
Entwurfs die Zuſage von Vorlagen 83 hat, durch welche die Provin⸗ 
i lbſtverwaltung umgeſtaltet wird. Diefe 
werden wir mit Dank acceptiren, da ſie im Intereſſe des Conſervatismus 
liegen und das abſtracte Staatsbürgerthum zu einem realen machen. Die 
Abfindung durch ein Capital wäre mir erwünſchter geweſen, als die Renten: 
zahlung; da die wiederhergeſtellte Regierungsvorlage aber im anderen Haufe 
wohl nicht angenommen werden dürfte, empfehle ich Ihnen die Annahme 
der Vorlage, wie ſie aus dem andern Hauſe hervorgegangen. 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow: Bei Beurtheilung der vorliegenden Frage ſteht 
auf der einen Seite eine Staatsregierung, der wir zum größten Dank ber: 
pflichtet find und die höchſte Verehrung zollen und der wir immer anhängen 
werden, wenn wir auch in dieſem Punkte auseinandergehen; ihr gegenüber 
die Treue gegen die eigene Ueberzeugung, ohne deren Wahrung es ganz un⸗ 
möglich iſt, der Regierung zu dienen und die Rechte des Landes zu wahren. 
Auf der einen Seite ſteht bei mir das herzliche Wohlwollen gegen die neuen 
Provinzen, auf der anderen die Rückſicht auf die Rechte aller Provinzen, 
ohne deren Beachtung unſer Beruf gar nicht zu denken iſt. Wenn mein Herz 
auf der Seite der erfieren ſteht, jo laſſe ich mich von ihm nur ſo weit leiten, 
bis die anderen Erwägungen mir zurufen: Bis hierher und nicht weiter! 
Der Fonds, um den es ſich hier handelt, iſt ein Staatsfonds, aus Domänen⸗ 
perkäufen und Ablöfungen entſtanden. Die Revenſten aus ihnen ſind jähr⸗ 
lich zu verſchiedenen —.— bewilligt worden. Ein Theil wurde zu Wege⸗ 
bauten verwendet. (Redner weiſt nach, daß die höchſte Verpflichtung des 
Staates 400,000 Thlr. auf 11 Jahre ſei, in welcher Zeit die noch von der 

annöverſchen Regierung projectirten Chauſſeen vollendet werden würden.) 
as ſoll aber nach dieſer Zeit mit dieſem Fonds werden? Die Vortheile 
der Bewilligung eines Capitals hat der Herr Finanzminister ſchon hervor⸗ 
gehoben. Ich glaube auch, daß es dem Staat nicht ſehr ſchwer fällt, 8 Mill. 
weg ugeben, und wird das Capital nicht auf dieſe Weiſe verwendet, ſo ge⸗ 
fan t es auf eine endere Weiſe, wo es ebenſo unſerer Verwaltung entzogen 
wird, wie wenn es nach Hannover gegeben wird. Eine Rente kann unter 
Verhältniſſen drückend für den Staat werden, und bei der Budgetberathung 

er Rente jährlich Mißvergnügen hervorrufen. 
Man hat ferner politiſche ang Sangre geltend gemacht. Ich glaube, 
daß in kurzer Zeit die Provinz Hannover in Treue und Hingebung 

gegen unſeren König und Herrn mit uns wetteifern wird. 
Wir müſſen ihnen daß die oni durch eine freundliche Behandlung 
und ich ſpreche es aus, daß die Politik des Herrn Miniſterpräſidenten unſere 
5 ‚und Unterſtützung haben muß, auch rüchſichtlich dieſes 
Fonds; nur muß ich mir geſtatten, den hohen Flug, den er genommen, ſo 
weit zu erniedrigen, daß er den Augen der alten Provinzen noch ſichtbar 
— muß. — Man ſagt, im Abgeordnetenhauſe würde ein Capital von 
S Millionen nicht bewilligt werden; ich glaube im Gegentheil, daß die con⸗ 
erbative Partei herzlich dankbar fein wird, wenn fie einen anderen Weg 
det, die Sache zu erledigen daß fie nicht unter allen Umftänden der Ne: 
gierung entgegentreten will, ſondern die — Abſicht — 5 mit ihr und 
mit uns zu gehen. — Ich bitte Sie nochmals, m. H., bewilligen Sie das 
ital von illionen. 


5 Der Hr. Vorredner meint, die Finanzverwal⸗ 
könne ein Intereſſe daran haben, das Kapital zu behalten. Mein Ge⸗ 
iſt der: dieſes Kapital beſteht in hannöverſchen 4⸗ und 3/4 procentigen 
bligationen. Es wird dem Intereſſe der Finanzverwaltung entſprochen 
dieſe Obligationen zu vernichten und die Zinſen und Amortiſationsgelder auf 
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Ben F zu übertragen, ſo daß das Kapital dadurch ver 
windet. Ey 

Hr. Hobrecht: Die Frage, die hier vorliegt, ift lediglich eine Organi⸗ 
ſationsfrage. Es handelt ſich darum, ob das Verhältniß zwiſchen Staat und 
S 5 ein anderes iſt, als es in Hannover zwiſchen Staat und Landſchaft 
war. Bei der Annexion hat die Regierung ſich dafür entſchieden, manches 
in der Provinz Hannover Vorgefundene fortbeſtehen zu laſſen, und damit 
erreicht, daß bei der Erhöhung der Steuern nicht zugleich eine Erhöhung der 
lokalen Abgaben einzutreten brauchte. Was die Hannoveraner verloren ha⸗ 
ben, der Verluſt mancher Bequemlichkeiten, läßt ſich nicht in Geld ausdrücken, 
ſo wenig ſich in Geld ausdrücken läßt, was ſie gewonnen haben. Unzufrie⸗ 
dene wird es vielleicht noch lange geben, die ſich auf der Lüneburger Haide 
verjammeln und denen ein Walter Scott zu wünſchen ift; aber eine ernſt⸗ 
liche Beſorgniß brauchen wir nicht zu hegen. Die Decentralifation iſt nur 
dann von Werth, wenn ſie zu einer wirklichen Selbſtverwaltung führt, näm: 
lich zur Sorge um die Beſchaffung der Mittel, und den Laſten den Charak⸗ 
ter von Zwangsmaßregeln nimmt. Dies kann geſchehen durch Ueberlaſſung 
von Einnahmen ſeitens des Staates an die Provinzialverbände, nicht blos 
durch Ueberlaſſung von Kapitalien; ſo glaube ich, daß er auf die Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer 1 und dieſe Einnahmequelle den Lokalverbänden 
überlaſſen wird. Die Annahme des v. Waldaw'ſchen Antrages würde im 
andern Hauſe nur leidenſchaftliche Debatten erneuern und in der Wirkung 
mit der Ablehnung der Vorlage gleichbedeutend ſein. Durch ihre Annahme 
ſoll aber das Thema nicht für alle Zeit erledigt ſein; durch die Wiederkehr 
der Rente im Etat wird Gelegenheit gegeben werden, auf dem Wege der 
Geſetzgebung eine gleichmäßige Decenkraliſation durchzuführen; ſonſt würde 
die Sache bald vergeſſen ſein. er 

Herr v. Waldaw: Wenn ich mich gegen die Annahme des Geſetzes 
wende, ſo geſchieht es nicht in der Ueberzeugung, daß ich glaube, auf Ihre 
Abſtimmung noch einwirken zu können; die Abſteamtung ſteht vielmehr wohl 
ſchon feſt. Ich glaube aber, daß Wenige, die dafür ſtimmen, dies aus 
Gründen thun, die in der Sache ſelbſt liegen, ſondern die auf ganz anderen 
Gebieten zu ſuchen ſind. Der Herr Finanzminiſter hat geſagt, daß ihm die 
Gründe ſchwer verſtändlich wären aus denen die conjerbative Partei gegen 
das Geſetz ſtimmen könne? — Mir aber ſind in der That die Motive nicht 
erfindlich, aus denen man das Geſetz für annehmbar erachten könnte. Wenn 
man Geld durchaus ausgeben will, kann man es allerdings nicht los wer⸗ 
den aus irgend welchen Gründen. Das einzige Motiv, welches die Regie⸗ 
rung angiebt, iſt der einſtimmige Wunſch der hannoverſchen Provinzial⸗ 
ſtände. Das kann für uns aber kein ausreichender Grund fein. Die Re⸗ 
ierung ſelbſt hat ja anerkannt, daß der Domanialfonds Staatseigenthum 
ei, und der Herr Finanzminiſter ſelbſt iſt Anfangs aus finanziellen Grün⸗ 
den gegen den Brobinialfonds geweſen; wenigſtens hat er ſich den Ber: 
trauensmännern gegenüber ſo ausgeſprochen; er muß alſo wohl ſeine Mei⸗ 
nung geändert haben! Die Bewilligung des Fonds für Hannover involvirt 
eine offenbare Benachtheiligung der übrigen Provinzen. Die Rheinprovinz 
hat die meiſten Chauſſeen nach Hannover, Niemand hat aber dort daran 
gedacht, die Entwickelung der Chauſſeen ſo rapide zu beſchleunigen, wie man 
es mit Hannover vor hat. Für Hannover iſt um fo weniger das Bedürſ⸗ 
niß hierfür vorhanden, als dort 1% Mal mehr Chauſſeen find, als in jeder 
anderen Provinz. — Die Frage liegt hier einfach ſo, ob es wohl gut iſt, 
daß der Vater dem Sohne eine feſte Rente giebt, oder ihm nach Bedürfniß 
die Subſiſtenzmittel gewährt. Wir wollen ja ſehr gern Hannover alljährlich 
das bewilligen, was es braucht. Hannover iſt gegenwärtig nichts mehr und 
nichts weniger als eine preußiſche Provinz, und es iſt kein Grund vorhan⸗ 
den, ſie irgendwie zu bevorzugen. 3 

Niemand kann mehr mit der auswärtigen Politik der ie 
pathiſiren, als ich; aber hier handelt es ſich ſeviglich um eine inne re Frage 

enn wir hiezu überall und immer „ja“ ſagen wollten, dann könnten wir 
uns viel Zeit und Mühe ſparen, Auch ich wünſche Decentraliſation, aber 
auf anderen Gebieten. Wenn Graf Pork auf die der Provinz gegebene 
Verheißung binweiſt, jo müſſen wir uns trotzdem die Sache genau anjehen; 
meiner Meinung nach giebt es oft Geſchenke, dieman beſſer nicht annimmt. 
Wenn Herr v. Kleiſt meint, daß es ein Treubruch ſein werde, wenn man 
die nach dem Amendement Kardorff auf den jährlichen Etat geſetzte Rente 
einmal abſtreiche, ſo möchte ich nur zu bedenken geben, daß 15 855 andere 
een durch Geſetze aufgehoben worden find; ich erinnere nur an die 
Grundſteuer; da half kein Appell auf frühere Verſprechungen, alle Aſſe⸗ 
curanzen, alle Be chwörungen waren umſonſt. — Ein weſentlicher Grund 
gegen das Geſetz iſt noch der, daß unſere gegenwärtige Finanzlage es durch⸗ 
aus nicht geſtattet, ſolche Verpflichtungen auf a 5 hin auf den Staats⸗ 
haushalt zu übernehmem — In Jahresfriſt haben wir zu verſchiedenen 
Zwecken Anleihen gemacht von mehr als 150 Mill. Wir müſſen ferner jetzt 
1,600,000 a mehr aufbringen, um den Ausfall der neuen Provinzen zu 
decken; wir haben verſchiedene Einnahmequellen aufgegeben; durch Gehalts: 
erhöhungen die Ausgaben vermehrt, ſo daß wir jetzt ſchon 11 Mill. jährlich 
mehr brauchen, als früher. 

bin zwar in die Einzelheiten der Finanzverwaltung nicht eingeweiht. 
Deshalb aber gerade muß ich hier fragen: Wo oll das herkommen? — Ver⸗ 
mehrte Auflagen zu machen, vielleicht als Lohn für die großen Leiſtungen 
der letzten Jahre, glaube ich, wird die Regierung dem Lande ſelbſt nicht zu⸗ 
muthen. — Soll denn etwa eine Anleihe gemacht werden? Wenn wir, um 
laufende Ausgaben zu decken, Anleihen machen wollten, würden wir einen 
ſehr gefährlichen Weg betreten und bald auf den Punkt kommen, auf dem 
Oeſterreich und Italien jetzt ſtehen. Dazu lommt, daß der Druck, der gegen⸗ 
wärtig auf allen A een laſtet, die Staatseinnahmen durchaus nicht 
ſteigert, ſondern noch herabdrückt. Die Koſten für die Erhaltung der Armee 
werden durch die enormen Getreidepreiſe ſehr geſteigert. Ich glaube des⸗ 
halb, daß die Lage unſeres Finanzminiſters keine ſehr ruhige iſt, und kann 
mich deshalb um ſo weniger dazu verſtehen, dieſe Lage noch verſchlimmern 
zu helfen. Wenn nah dem Beſchluſſe des Abgeordnetenhauſes die Rente 
alljährlich auf dem Etat bewilligt werden ſoll, jo kann Niemand das Abge: 
ordnetenhaus hindern alljährlich zu beantragen, daß das Geſetz wieder auf⸗ 
gehoben werde. Das iſt doch gewiß kein wünſchenswerther Zuſtand. 

Und wenn der Herr Finanzminiſter bis jetzt noch keine Unzufriedenheit 
aus den alten Provinzen gehört hat, ſo fürchte ich, daß ihm das noch bevor⸗ 
ſteht. Ich wünſche aber, daß dieſer wunde Fleck, der alljährlich ſchmerzlich 
berührt wird, aus dem Wege geſchafft werde, und wüunſche der Regierung 
mit allen meinen Kräften hierbei zu dienen. Ob die Regierung dieſen Dienſt 
annehmen will, weiß ich nicht, das berührt mich auch nicht. Ich werde des⸗ 
halb das Amendement, das ich in der Commiſſion geſtellt habe, wieder 
aufnehmen, wodurch der Provinz Hannover dasjenige, was ſie bedarf, in 
Form einer Capitalsbewilligung von 8 Millionen Thaler in 4procentigen 
Obligationen gewährt werden ſoll. Dieſer Berechnung iſt zu Grunde gelegt, 
was die Provinz bisher gebraucht hat; ca. 100,000 Thlr. für provinzielle 
Bedürfniſſe und ca. 200,000 Thlr. zu Wegebauten. Das Capital wirft eine 
Rente von 320,000 Thlr. Ich hege die innerſte Ueberzeugung, daß, wenn 
dies Amendement angenommen würde, worauf ich allerdings nicht rechne, 
der Regierung, dem Lande und der Provinz Hannover ſelbſt ein großer 
Er erwieſen würde. Die Bewilligung einer Rente wäre für letztere lein 
Dienſt, ſondern nur ein Dangergeſchenk, und ich glaube, daß ſich auch im 
anderen Hauſe eine Majorität für meinen Antrag finden würde, wenn die 
Regierung nur mit halb ſoviel Energie, wie ſie bei der erſten Berathung 
des Geſetzes dort zur Geltung brachte, ihren Wunſch dort zum Ausdruck 
brächte. MN 9 bitte Sie nicht, ſtimmen Sie dafür, denn ich weiß ja ſchon, 
daß die Majorität dagegen ift. 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Wenn Sie, meine Herren, 
das Geſetz zum Falle brächten, ſo würden Sie nach allen Seiten hin Unrecht 
thun, gegen Hannover ſowohl wie gegen die alten Provinzen und gegen die 
Staatsregierung. Schon damals, als die Provinz Hannover noch nicht in 
verfaſſungsmäßigem Zuſtande ſich befand, wurden mil den Vertrauensmän⸗ 
nern Maßregeln verabredet, welche Beruhigung im Lande verurſachen und 
die allmälige Einverleibung Hannovers fördern ſollten. Schon damals mach⸗ 
ten die Vertrauensmänner darauf aufmerkſam, daß nach den preußiſchen 
Geſetzen ein großer Theil der Laſten, die in Hannover bisher aus Staats⸗ 
fonds beſtritten werden, auf die Schultern der Provinz übergehen müßten 
und ſie wandten ſich damals ſchon mit der Bitte an das Miniſterium, ſie 
für dieſe neuen Laſten mit einem Capital abzufinden. Es ijt ein Irrthum, 
wenn ein Vorredner er hat, daß ſie damals abgewieſen worden wären, 
ich ſagte ihnen vielmehr, daß der Staat die Leistungen auch fernerhin ge: 
währen oder der Provinz ein verhältnißmäßiges Capital geben würde. So⸗ 
bald der Provinziallandtag zuſammentrat, berieth er auch über dieſe Frage 
und ſprach den Wunſch aus, daß der Domanial⸗Ablöſungsfonds der Bro: 
vinz als Capital der lese würde. Dazwiſchen erfolgte die königliche Ver⸗ 
ordnung, wonach der kurheſſiſche 1 Kurheſſen zur Selbſtberwaltun 
überlafen wurde. Um jo berechtigter erſchien natürlich der ähnliſche Wunſch 
der Hannoveraner. Die Regierung konnte ihn nicht zurückweiſen, trug aber 
Bedenken, ein Geſetz von ſo großer finanzieller Tragweite im Wege der 
Verordnung zu erlaſſen, was fie damals gekonnt hätte. Sie rieth deshalb 
dem König, die Zusage zu ertheilen, daß die Regierung von der Billigkeit 
des Anſprüches überzeugt ſei und ſich verpflichte, mit dem Landtage ein 


dahin zielendes Geſetz zu vereinbaren. Es würde jetzt alſo ein Unrecht gegen 
wenn dieſe Zuſage nicht gehalten würde. nn 


die Provinz fein, 


F 


dem Pfarrer Ottenweler zu 
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Daß die alten Provinzen darüber eine Zurückſezung empfinden müßten, 
ſcheint mir nicht 0 det, wenn man ſich die Sache klar anſieht. Die Pro⸗ 
vinz Hannover erhält keine Bevorzugung, ſondern nur einen Erfatz. Es iſt 
aber doch auch eine ſchöne Sache für eine Propinz, mit eigenem Gelde wirth⸗ 
ſchaften zu können, und es entſpringt daraus für die übrigen Provinzen die 
natürliche Hoffnung, bei jeder vorkommenden Gelegenheit in gleicher Weiſe 
behandelt zu werden, indem die Regierung mit der Annahme dieſes Geſetzes 
die moraliſche Verpflichtung übernimmt, in jeder analogen Lage auch bei den 
übrigen Provinzen den gleichen Grundſatz in Anwendung zu bringen. Dur 
die Ablehnung des Geſetzes würden Sie alſo den alten Provinzen Unrecht 
thun, indem ſie ihnen dieſe Hoffnung nehmen. „Sie würden aber auch der 
Regierung ſelbſt großes Unrecht thun. Die Regierung war in der Lage, das 
Geſetz im Verordnungswege zu erlaſſen, ſie brachte die Sache doch an den 
Landtag; ſie iſt deshalb hier in ganz derſelben Lage, als wenn ein Vertrag 
abpoſß oſſen wäre, für den die nachträgliche Genehmigung des Landtages ein⸗ 
geholt werden ſollte. Es wäre Unrecht, wenn der Landtag die Regierung 
hierbei im Stich laſſen wollte, zumal wenn ſie noch das Vertrauen der Landes⸗ 
pertretung genießt, und daß das letztere nicht der Fall wäre, iſt hier don 
keiner Seite behauptet worden. - 

Die Regierung legt den äußerſten Werth auf das Geſetz; durch die Ab⸗ 
lehnung deſſelben würden Sie der Regierung eine Niederlage bereiten, die 
ſie nicht verdient hat. Einzelne Herren ſagen nun, daß ſie das Geſetz nicht 
ablehnen, ſondern nur ändern wollen. Auch ich würde eine Capitalabfindung 
für beſſer halte, als eine Rente; da aber die Capitalabfindung im anderen 
Hauſe definitiv abgelehnt iſt und das vorliegende Geſetz nur nach harten 
Kämpfen und mit geringer Majorität angenommen iſt, ſo iſt Gefahr vor⸗ 
handen, daß bei einer nochmaligen Berathung das ganze Geſetz vom Abge⸗ 
ordnetenhauſe verworfen werden könnte. Res integra iſt nicht vorhanden, 
wir miffen hier mit gegebenen Größen rechnen. Die Regierung hat deshalb 
ſchließlich dem Entwurfe des anderen Hauſes ihre Zuſtimmung gegeben und 
erſucht Sie dringend, daſſelbe zu thun. Einen Ueberzeugungsbru * 
Ihnen damit die Regierung nicht zu, ſondern nur das Aufgeben einer An⸗ 
ſicht, wie es oft bei einem Freunde dem andern gegenüber dorkommt. 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Der Herr v. Waldaw hat über meine per⸗ 
ſönliche Stellung zu den Vertrauensmännern geſprochen, aber in ungenauer 
Weiſe, ich habe die Vertrauensmänner nicht direct abgewieſen, ſondern nur 
ein Bedenken dagegen gehabt, der Provinz ein Capital ohne Mitwirkung des 
preußiſchen Landtags zur Verfügung zu ſtellen. Herr v. Waldaw iſt ferner 
in entſchiedenem Irrthum, wenn er meint, daß dieſe Frage nicht im engſten 
Zuſammenhange mit der ganzen Politik der . ftände, welche in 
dieſem Hauſe ſo oft Anerkennung 1 hat. Es iſt auch die Pflicht des 
Finanzminiſters ſolchen Rückſichten Rechnung zu tragen. Ein finanzieller 
Nachtheil erwächſt für die Staatslaſſe durch das Geſetz nicht, da aus dem 
Staatshaushalt jo viel Ausgaben herausgenommen werden, als der Pro’ 
vinz an Rente zukommt. Die Lage unſerer Finanzen hat Herr v. Waldaw 
denn doch mit einer zu ſchwarzen Brille angeſehen, und ſeine rer 
daß er mit der Finanzverwaltung nicht recht vertraut ſei, mag dies wo { 
rechtfertigen. Die Lage der preußiſchen a giebt keine Veranlaſſung, 
irgend welche Befürchtungen zu hegen. In welchem Lande iſt wohl die Fi⸗ 
nanzverwaltung eine ſo geordnete wie bei uns? In welchem Lande iſt der 
Staatshaushaltsetat fo ſolide wie der unſrige? = = 

Wenn auch der Zuſtand jetzt gerade kein roſiger iſt, was ja natürlich iſt, 
da ein Theil des Landes ſchwer heimgeſucht und ein gewiſſer Druck auf dem 
Gewerbe und der Landwirthſchaft im ganzen Lande laſtet, ſo iſt doch zu 
hoffen, daß dieſer Zuſtand kein dauernder bleibt, und, wenn auch die Lage 
der Finanzen keine ſo erfreuliche iſt wie zu andern Zeiten, ſo wird doch die⸗ 
ſer Zuſtand nicht zu neuen Auflagen führen. So liegen die Dinge, Gott 
ſei Dank, nicht. Herr v. Waldaw hat ferner die Höhe der Anleihen gerügt; 
dieſe ſind gemacht worden, theils um die Kriegskoſten zu decken lund dieſe 
Koſten gleich umzulegen, würde auch wohl Herr v. Waldam nicht für richtig 
gehalten haben), theils zu Eiſenbahnzwecken; und da hat ihm der Herr Han⸗ 
delsminiſter ſelbſt geſagt, daß eigentlich noch viel mehr hätte verlangt wer⸗ 
den müſſen. Man kann deshalb nicht ſagen, daß die 
weit gegangen ſei. Wenn es die Abſicht iſt, den Wohlſtand des Landes zu 
heben, und wenn dies erreicht wird, ſo kann man ſich wohl über die Anlei⸗ 
hen tröften. Wenn man dabei erwägt, in welchem Maße bei uns die Staats: 
ſchulden amortiſirt werden, ſo ſehe ich in der That nicht im Mindeſten eine 
Veranlaſſung dazu, daß die Tape 3 Finanzen für dies Haus ein Ge⸗ 
genſtand der Beſorgniß ſein ſollte. Um fo 9 kann deshalb hieraus 
das Haus einen Grund für die Ablehnung dieſes Geje hernehmen, das 
die Staatskaſſe nicht belaſtet, da um jo viel, als an Nantes Rente ge⸗ 
währt wird, die Staatskaſſe entlaftet wird. 

Herr v. Waldaw: Der Finanzminiſter hat das Thatſaͤchliche, was ich 
angeführt, nicht mit einem Worte widerlegt. . 

Das von Herrn v. Waldaw⸗Steinhövel wieder aufgenommene Amende⸗ 
ment ein Capital von 8 Millionen in 4procentigen Obligationen des Ab⸗ 
loͤſungsfonds für die bekannten Zwecke dem hanndverſchen Provinzialverbande 
zu überreichen wird zur Unterſtützung geſtellt und findet dieſelbe. 

Herr Zacharia: Hier gilt es nicht blos dem preußiſchen, ſondern dem 
deutſchen, dem europäischen Rechtsbewußtſein zu genügen. Das vormali 
Königreich Hannover iſt nicht gefragt worden, ob es preußiſch werden w 
oder nicht. Wenn Preußen nicht auf dem Standpunkt des antiken Erobe⸗ 
rungsrechtes ſtehen will, ſo kann es nur als ſtaatlicher ee in Hanno⸗ 
ver auftreten, das bisher nicht ein Theil der preußiſchen Monarchie war; 
daher man kein Recht hat von Geſchenken zu ſprechen, wenn man der Pro⸗ 
vinz läßt, was ihr von Gottes und Rechtswegen zukommt. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen, nachdem Herr v. Senfft⸗Pilſach 
bedauert hat, nicht zum Worte zu gelangen, um ſeine Uebereinſtimmung mit 
der urſprünglichen Regierungsvorlage bezeugen zu können. 

Referent Herr v. Below theilt die Bedenken verſchiedener Vorredner in 
Betreff der Zukunft der preußiſchen Finanzen nicht und entgegnet Herrn 
Zachariae, daß durch den Krieg, durch die erfolgte Incorporation jeder Anz 
ſpruch der Provinz Hannover auf ihren Domanial⸗ und Ablöſungsfonds er⸗ 


loſchen ſei. 
„„Bei der Abſtimmung wird zunächſt der Antrag v. Waldaw⸗Steinbövel 
$ I mit allen gegen etwa 12 Stimmen abgelehnt und der Reſt zurückge⸗ 
zogen; darauf § 1 der Vorlage, wie fie vom Ab eordnetenhauſe beſchloſſen 
iſt, in namentlicher Abſtimmung mit 127 gegen 14 Stimmen angenom⸗ 
men. (Mit Nein ſtimmen v. Kleiſt⸗Retzow, v. Kröcher v. Plötz, v. Reib⸗ 
nis, v. Senfft⸗Pilſach, v. Sobeck, v. Waldaw⸗Steinhövel, v. dell, v. Be⸗ 
low, v. Borcke, v. Brandt, v. Brünneck, Graf Doͤnhoff⸗ Friedrichſtein 
u. 7 d. Gröben⸗Ponarien. Fürſt zu Putbus enthielt ſich der Ab- 
ſtimmung. 

Mit großer Majorität werden darauf die übrigen Paragraphen der Vor⸗ 
lage und das Geſetz im Ganzen genehmigt. 5 

Es folgt der Bericht der Matritel⸗Comwiſſton, der die Präſentationswahl 
des Grundbeſitzes im Herzogtham Stettin und die Legitimationsprüfung der 
Herren Wilckens, v. Sydow und Hälſchner betrifft. Eine Discuſſion findet 


nicht ſtatt. 5 
Schluß 2% Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 11 Uhr. (Tages⸗Ordnung: 


Budget.) 


Berlin, 18. Febr. [Amtliches.] Se. Majeftät der König haben den 
nachbenannten Perſonen Orden verliehen, und zwar: 

den Rothen Adler-Orden dritter Klaſſe: dem königlich baieriſchen 
Hofrath und Profeſſor Dr. Linhardt zu Würzburg und dem königlich ſäch⸗ 
ſiſchen Profeſſor an der Univerjität zu Leipzig Dr. Sonnentalb; 

den Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe: dem Oberarzt Dr, Johann 
Langer dom kaiſerlich öſterreichiſchen 16. Infanterie⸗Regiment, Feldmarſchall⸗ 
Lieutenant Baron Wernhardt, dem Ober⸗Medicinal⸗Rath Ur. Wagner, 
Bade⸗Director in Salzungen, dem Bürgermeister Frank zu Werthheim, dem 
Privatdocenten Dr. Kühn zu Leipzig, dem Stadtrath Oskar Lange zu Lür 
bau, dem Leibarzt des Fürſten von en en Dr. Stephan Stang zu 
Amorbach bei Miltenberg, dem Kistner Rappert zu Hammelburg und 

den königlichen Kronen⸗Orden zweiter Klaſſe mit dem Stern: den 
General⸗Major a. D. Bm v. Reitzenſtein, Vorfigenden des inter: 
nationalen Vereins zu Dresden; ; 

den königlichen Kronen⸗Orden vierter Klaſſe: 
Kloſters der e ek Dr. 
Mähren, dem Brunnen: r. Sotier und den practiſchen Aerzten Dr, 
Welſch, Dr. Feldbuſch, Dr. Diruf und Dr. E 8 u ange 
ſowie dem prackichen, Arzt „r. Kamm zu Hammelburg, dem Bade⸗Inſpec⸗ 
tor Gilgen zu Brückenau, dem Medizinal⸗Rath und Wazirts-Arzt Dr. Rib⸗ 
ut D. Mandelbaum zu Wert⸗ 


dem Ober⸗Arzt des 
Johannes Sobel zu Wen in 


Apothekern v. Günther zu 
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Regierung hierin zu 
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h Majeſtät der König] ließen Aller- 
hoͤchſiſich heute, Vormittags 10 ½¼ Uhr, ſämmtliche in dieſem Frühjahr 
Cadetten im königlichen Palais durch den 
General⸗Inſpecteur des Militär⸗Erziehungs⸗ und Bildungsweſens, Ge: 
neral der Infanterie, von Peucker, vorſtellen und nahmen um 11¼ Uhr 
im Beiſein des Prinzen Auguſt von Würtemberg königliche Hoheit, 
ſowie des Gouverneurs und des Commandanten von Berlin militä⸗ 
riſche Meldungen entgegen. 5 
um 12 Uhr nahmen Se. Majſeſtät in Gegenwart des ruſſiſchen 
Militär⸗ Bevollmächtigten, General⸗Lieutenant und General-Adjutanten 
Grafen Kutuſoff, die Glückwünſche der Deputation des ruſſiſchen In⸗ 
fanterie⸗Regiments Kaluga, zu deſſen Chef Allerhöchſtderſelbe heute vor 
fünfzig Jahren ernannt wurde, entgegen und unterhielten Allerhöchſtſich 
in gnädigſter Weiſe mit den Mitgliedern der Deputation. Nach der 
Gratulation der Deputation nahmen Se. Majeſtät den Vortrag des 
General⸗Adjutanten von Tresckow entgegen. 

[Se. königl. Hoheit der Kronprinz] empfing geſtern Se. 
Durchlaucht den Fürſten von Lichnowski, nahm die Gratulationen der 
Dom⸗Geiſtlichkeit zur glücklichen Entbindung Ihrer konigl. Hoheit der 
Kronprinzeſſin entgegen und ſtattete dem Grafen und der Gräfin Eber⸗ 
hard zu Stolberg einen Condolenzbeſuch ab. (St.⸗A.) 

[Beſprechung.] Geſtern Abend 8 Uhr hat beim Minifterpräfi- 
denten Grafen Bismarck eine vertrauliche Beſprechung der Staats⸗ 
miniſter ſtattgefunden. 

[Berufung.] Der Privatdocent an hieſiger Univerſität, Dr. Alfred 
Boretius, iſt als ordentlicher Profeſſor für deutſches und öffentliches 
Recht nach Zürich berufen worden. 

[Staatsgefangene.] Am Sonntag wurden 37 Staatsgefan⸗ 
gene aus Hannover in das hieſige Kreisgerichts-Gefängniß gebracht, 
um hier vor den Staatsgerichtshof geſtellt zu werden. So meldet das 
„Nordd. Allg. Volksblatt.“ 

[Gewerbeordnung.] Die zur Vorlage an den nächſten Reichs⸗ 
tag des norddeutſchen Bundes beſtimmte Gewerbeordnung iſt beſonders 
dadurch wichtig, daß ſie die Beſtimmungen wegen der Handwerkerprü⸗ 
fungen nicht übernommen hat. N 5 

[Drohung.] Die „Spen. Ztg.“ ſchreibt: Sicherem Vernehmen 
nach ſind von gewiſſen Hamburgiſchen Rhedern Androhungen an einige 
Redactionen ergangen, daß ihnen deren Annoncen entzogen werden 
würden, wenn ſie fortführen, Ungünſtiges über deren Schiffe zu be⸗ 

richten; in einem uns bekannten Falle iſt dieſe Androhung bereits in 
Erfüllung gebracht, und zwar ſeitens aller Hamburgiſchen Auswan⸗ 
derer⸗Transport⸗Rheder. 

Hamburg, 18. Febr. [Zur Linderung der Noth in Oſt⸗ 
preußen.] Nach einer Mittheilung der „Hamburger Nachrichten“ it 
unter dem Bauernſtande in Schleswig⸗Holſt in zur praktiſchen Linde: 
rung des oſtpreußiſchen Nothſtandes mehrſeitig die Idee angeregt wor⸗ 
den, daß jeder Landmann je nach Groͤße ſeines Beſitzthums vom vor⸗ 
jährigen Ernteertrage eine viertel, eine halbe, oder eine ganze Tonne 
Saatkorn an die nächſte Eiſenbahnſtation abliefere, von wo aus für 
die Beförderung nach Kiel geſorgt werden würde. Der Weitertrans⸗ 

ort der in Kiel angeſammelten Getreidequantitäten nach Königsberg 

oder Elbing ſoll dann durch Regierungsdampfer erfolgen. — Daſſelbe 
latt enthält ein Telegramm aus Flensburg, nach welchem die Ein⸗ 

gabe des dortigen Magiſtrats an das Miniſterium wegen Errichtung 

einer Flottenſtation in der Flensburger Föhrde vorläufig entſchieden ab: 
lägig beſchieden worden iſt. a 


München, 18. Februar. [Fortſchritts⸗ und Regierungs⸗ 
tel.] Die Redaction der „Süddeutſchen Preſſe“ erklärt, um irri⸗ 
ta 4 Mffaffungen zu begegnen, daß der Leitartikel in der vorigen Sonn: 
fe nummer über die Wahlergebniſſe in Baiern nicht beſtimmt geweſen 
hatt die Anſichten der Regierung auszudrücken. (Der gedachte Artikel 
als e ſich gegen die particulariſtiſche Partei in Baiern gerichtet und es 
5 einen Fehler bezeichnet, daß die Fortſchrittspartei und die Re⸗ 
gierungspartei ſich getrennt haben.) 

iſt in tuttgart, 18. Febr. [Die Kammer der Standesherren! 
a 


par 


heutiger Sitzung den abweichenden Beſchlüſſen der Abgeordneten⸗ 
betreffend den Geſetzentwurf über die Verpflichtung zum Kriegs⸗ 
2 beigetreten, welcher ſodann in der Schlußabſtimmung mit 26 
Stimmen angenommen wurde. 
N Amerika. 
inan erk, 5. Febr. [Aus dem Repräſentantenhauſe. = 
b zielles. — Reſolution bezüglich der Fenier. — Frei⸗ 
andelsmegtings.] Die Bill zur Suspenſion der ferneren Ein⸗ 
ſchränkung des Papiergeldes iſt nach Verlauf der geſetzlichen zehn⸗ 
geſetzt Friſt, in welcher der Präſident weder ſeine Unterſchrift darunter 
getreten doch fein Veo dagegen erhoben, nunmehr in geſebliche Kraft 
re Im Repräſentantenhauſe iſt darauf eine Bill eingebracht 
Dollars welche den Finanzminiſter zur Emiſſton von 140 Millionen 
Eine Neon Stelle der eingezogenen und zerftörten Summen ermächtigt. 
Nagle's olution, welche den Präſidenten auffordert, die Freilaſſung 
And der übrigen in England verhafteten und verurtheilten Fe⸗ 


ier zu 2008 4 
a eventuell im Weigerungsfalle die diplomatiſchen Be: 


den Ausſchuß de bbritannien abzubrechen, wurde von dem Haufe and 


ärti i ieſen. — In den 
dlichen Bezirten auswärtige Angelegenheiten verwieſen. In 
hal ee find in der letzten Zeit viele Freihandelsmeetings 


[Die Indianer No a ; h- 
5 ordamerikas.] Im Sommer vorigen Jah⸗ 

5 — Pa ten nic Vitennlch die Valle auf den großen Ebenen 
5 until Weiten Bas drohend, daß der Congreß es nothwendig fand, 
— Pr nit dem Segenftande zu beſchäftigen. Das Geſetz vom 
3 5 ordnete die Bildung einer aus Militärs und Giviliften ber 
an ines welche ſich mit den Häuptlingen und 
An der feindlich Stämme in Verbindung ſetzen, wo möglich 
die Urſachen des Kriege Defeitigen, fo viel wie thunlich für den Schuß 
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der Anſiedlungen an den Grenzen des Indianergebiets und der im 
Bau begriffenen Eiſenbahn nach dem Stillen Meere ſorgen und einen 
Plan für die Civiliſtrung dieſer Indianer entwerfen ſollte. Mit großem 
Eifer unterzog ſich die Commiſſion ihrer Aufgabe, und der Bericht, 
welchen fie jetzt dem Congreß über ihre Thätigkeit erſtattet hat, zeigt, 
daß man ſich an die rechten Männer gewendet, denn er athmet von 
Anfang bis zu Ende eine Humanität und Gerechtigkeitsliebe, welche 
im Verhältniß des Augelſachſen zu Angehörigen einer ſchwächeren Race 
ſelten gefunden wird. Wir geben in Nachfolgendem einen Auszug aus 
dem Bericht: 

Bei der Ankunft auf dem Schauplatz ihrer Wirkſamkeit ſah fi die Com: 
miſſion einer ſehr ſchwierigen Aufgabe gegenüber. Die feindlichen Indianer 
waren über ein unermeßliches Gebiet zerſtreut, erſchienen da, wo man ſie 
am wenigſten erwartete, machten jede Sicherheit illuſoriſch und waren ebenſo 
ſchnell, wie ſie erſchienen, wieder ſpurlos verſchwunden. „Betritt der In⸗ 
dianer, heißt es in dem Bericht, den Kriegspfad, ſo ergiebt er ſich dem 
ſchrecklichen Werk mit finſterer an Bu dle es iſt für ihn ein Werk der 
Rache und kein Blut kann ſeinen Durſt ſtillen. Unſere Schuld iſt es wohl 
zum größten Theil, daß er im Kriege die einzige Möglichkeit erblickt, ſich 
für erlittenes Unrecht zu entſchädigen; denn oft ließen wir es im Verkehr 
mit ihm an friedlichen Mitteln zur Abhilfe fehlen. Für ihn gilt nur das 
Geſetz der Wiedervergeltung. Den Krieg führt er mit derſelben Hartnäckig⸗ 
keit und demſelben Geiſte, wie bei uns ein von ſeinem Recht überzeugter 
Kläger feine Sache vor dem Gerichtshofe verficht. Einen Vergleich kennt er 
nicht. Er fordert ſein Recht, ſei es nun eingebildet oder wirklich. Mit Ge⸗ 
walt kann man ihn 2 nichts bringen. Nie ergiebt er ſich in der Schlacht, 
und nie geſtattet er ſeinem Gegner eine Gapitulation, Er will und erwartet 
keinen Pardon und 1 ihn deshalb auch Andern nicht. Und iſt er ſo 
wenig an Freundlichkeiten von Seiten Anderer gewöhnt, ſo darf man ſich 
nicht darüber wundern, wenn es nicht leicht iſt, ſein Vertrauen zu gewinnen. 
Er iſt ſtolz und weiß, daß der Weiße ihn verachtet. Sind wir leicht geneigt, 
hart mit ihm ins Gericht zu gehen, ſo dürfen wir nicht ves i daß wir 
ſelbſt ihn ſeit anderthalb Jahrhunderten von der Civiliſation 
und ihrem mildernden Einfluß fortgetrieben haben.“ 

Es galt alſo vor allen Dingen, das Mißtrauen der Indianer zu beſiegen 

und ihnen beizukommen. Es erging eine Einladung an die Stämme des 
weſtlichen Dakotah, am 13. October an einem beſtimmten Punkte mit 
der Commiſſion zuſammenzutreffen; es gelang, ſie von den friedlichen Ab⸗ 
ichten, welche man mit ihnen vorhatte, 18 überzeugen, und die Unterredung 
zam zu Stande. Es wäre aber nicht gelungen, wenn man nicht von vorn⸗ 
herein verſprochen hätte, den Stämmen nach dem Friedensſchluß Pulver und 
Blei zu geben, und findet man dies riskant, ſo ſagt darüber der Bericht 
Folgendes: „Diele Indianer find ſehr arm und leiden bittere Noth. Das 
Wild wird immer ſeltener und mit Pfeil und Bogen allein können ſie ſich 
nicht die nöthige Nahrung ſchaffen. Giebt man ihnen Pulver und Blei, fo 
verſorgt man ſie factiſch mit Fleiſch. Verweigert man es ihnen, ſo verurtheilt 
man ſie nach ihrer in deihend zum Hungertode, und zugleich erblicken ſie in 
siefer Weigerung ein Zeichen des Mißtrauens gegen ihre Treue und Glaub⸗ 
würdigkeit, nachdem man fi) ihnen eben erſe mit Freundſchaftsverſicherungen ges 
nähert. Will man ſich überhaupt mit dem Indianer einlaſſen, jo muß man 
ihm 2 85 aufs Wort glauben. Jedes Zeichen des Mißtrauens empfindet 
er ſofort, und ſein eigener Glaube wird dadurch vernichtet. Was auch 
unſer Volk über den verätheriſchen Charakter der Indianer 
denken mag, wir ſtehen bei ihnen in noch ſchlechterem Ruf. Sie 
haben an den Weißen ſo bittere Erfahrungen gemacht, daß man ſich ihnen 
gegenüber der allerſtrengſten Gewiſſenhaftigkeit befleißigen und auch den lei⸗ 
ſeſten Anſchein von Selbſtſucht oder Zweideutigkeit fern halten muß, wenn 
nan etwas von ihnen erlangen will. Man hat uns bittere Vorwürfe dar⸗ 
über gemacht, daß wir uns entſchloſſen, ihnen Munition zu verabfolgen; 
hätten wir's aber nicht gethan, ſo wäre von ihrer Seite der Krieg lortgeſetzt 
worden und hätte großen Verluſt an Leben und Cigenthum zur eige ge: 
habt. Weil wir's gethan, sogen fie auf die Jagd, töbteten jo viel Bi d wie 
ſie für den Wintervorrath gebrauchten, und ſeitdem iſt weder ein Act der 
Feindſeligkeit, noch ein Exceß von ihnen berichtet worden. Es erhellt hier⸗ 
aus wenigſtens, daß der Indianer, obgleich ein Barbar, immerhin 
ein Menſch und den Gefühlen zugänglich iſt, welche durch Großmuth und 
Freundlichkeit erzeugt zu werden pflegen, und nehmen die Söhne der Civili⸗ 
jation ſich dies zu Herzen, ſo kann es ihnen nicht ſchaden.“ 
Es wurden noch mehrere Zuſammenkünfte gehalten und mit ver⸗ 
ſchiedenen Stämmen die Verträge abgeſchloſſen, deren wir ſeiner Zeit ge⸗ 
dachten. Die Commiſſion hielt es für ihre Pflicht, den Urſachen nachzu⸗ 
forichen, welche die feindlichen oder feindlich bl b Stämme 
zum Kriege veranlaßt, und da ergab es ſich denn, daß in allen Fäl⸗ 
len, oft aus Unkenntniß, die Verträge, welche mit ihnen abge: 
ſchloſſen, verletzt waren. Es beſtätigte dieſe Ermittelung vollkommen 
die Wahrheit des Ausſpruches, welchen wir kürzlich vom Häuptlinge San⸗ 
tanta anführten: „Ihr Weißen verſprecht jo viel, daß Ihr ſelbſt nicht mehr 
vißt, wozu Ihr Euch verpflichtet habt? Wir ſchließen nur wenige Verträge, 
aber was wir verſprechen, das halten wir.“ Hatte man ihnen die Integrität 
ihrer Gebiets garantirt, ſo war davon ſchon nach kurzer Zeit nicht mehr die 
Rede. „Wird dem Weißen ſein Land genommen — ſagt der Bericht — ſo 
giebt ihm die Civiliſation das Recht zum Widerſtand; ja noch mehr, fie brand⸗ 
markt ihn als einen Feigling und Sclaven, wenn er ſich dies Unrecht ruhig 
gefallen läßt. Hier hatte die Civiliſation einen Vertrag abgeſchloſſen und 
dem ſchwächeren Theile feine Rechte garantirt. Die Garantie wurde 
nicht gealten, der Vertrag gebrochen, und nicht vom Wilden. 
Widerſetzt ſich der Wilde, ſo fordert die Civilisation, mit den zehn Geboten 
in der einen und dem Schwerte in der andern Hand, ſeine Ausrottung. 
Wir wollen nicht mit dem ſtets bereiten Argumente rechten, daß der Fort⸗ 
ſchritt der Civiliſation nicht durch eine Handvoll Wilder aufgehalten werden 
dürfe und Niemand kann lebhafter als wir die ſchleunige Entwickelung der 
reichen Reſſourcen jener Gegenden wünſchen. Aber zugleich müſſen wir uns 
erlauben, an der Reinheit und Echtheit der Civiliſation zu zweifeln, welche 
ihren Zweck durch Falſchheit und Gewaltthätigkeit erreicht und durch Rechts⸗ 
verletzungen Segen verbreiten zu konnen wähnt.“ 

Ueber eines der empörendſten Verbrechen, welche die Geſchichte 
der Indianerkriege auſweiſt, berichtet die Commiſſion Folgendes: Major 
Wyncoop (vom 3, Colorado⸗Cavallerie⸗Regiment, welches, der Erklärung 
des Gouverneurs zufolge, angeworben war, um Indianer zu tödten, und 
dieſe Beſtimmung, ſoſte es was es wolle, erfüllen wollte) befahl den India⸗ 
nern (Cheyennes), ihre Dörfer näher an das Fort Lyon zu verlegen, und 
Frauen und Kinder mitzubringen, unter dem Vorwande, daß er ſie alsdann 
beſſer jhüben könne. Sie folgten dem Geheſß, Im November wurde dieſer 
Offizier im Commando des Forts durch den Major Anthony erſetzt, und 
auch dieſer verſicherte die Indianer ſeines Schutzes. Sie zählten ungefähr 
500 Männer, Weiber und Kinder. Und hier, unter der Aegide des 
heilig verſprochenen Schutzes, wurden ſie durch das 3. Colorado⸗ und 
ein Bataillon des 1. Colorado⸗Cavallerie⸗Regiments unter dem Oberſt Chi: 
oington abgeſchlachtet. Man marſchirte von Denver nach Fort Kon; bei 
Tagesanbruch am 29. November umzingelte man das Lager der Indianer 
und es begann ein wildes Maſſacre, deſſen Einzelheiten noch zu ſehr in all: 
gemeiner Erinnerung ſind, als daß ſie hier wiederholt zu werden brauchten. 
Es genügt zu ſagen, daß die Geſchichte indianiſcher Barbarei hierfür kaum 
ein Seitenſtück liefert. Fliehende ee welche flehend die Hände 
emporſtreckten, wurden niedergeſchoſſen, Kinder getödtet und 
zum Hohne ſkalpirt, Männer auf eine Ei 
derſtümmelt, welche die wilde Raffinirtheit der Bewohner des 
innern Afrika beſchämen würde. Niemanden wird es befremden, daß 
hieraus ein Krieg entſtand, welcher der Regierung 30 Millionen koſtete und 
Tod und Verheerung in die Grenzanſtedelungen trug. Während des 
lings und Sommers von 1865 wurden nicht weniger als 8000 Mann Trup⸗ 
pen der Armee, welche zur Bekämpfung der Rebellen im Felde ſtand, ent⸗ 
zogen, um im Indianerkriege verwendet zu werden. Das Reſultat des Feld⸗ 
zuges war, daß 15—20 Indianer, mit einem Koſtenaufwande von je einer 


Million, getödtet waren, während Hunderte unſerer Soldaten das Leben ver⸗] 


loren, viele Anſiedler re viele Anſiedelungen zerſtört wurden. 

er Kampf war nicht nur koſtſpielig und unnütz, ſondern ent⸗ 
ehrend für die Nation und eine ande für Die, welche ihn 
verſchuldet. Man entſchloß En Frieden zu ſchließen. Durch Unvorſich⸗ 
tigkeit des Senats wurde der Vertrag jo abgeändert, daß er den 5 1 5 
jede geſicherte Heimath raubte. Dennoch hörte bei feiner Unterzeichnung der 
Kampf ſofort u Was 8000 Soldaten nicht vermocht hatten, das bewirkte 
ein illuſoriſcher Traktat und das einfache Verſprechen der Freundſchaft, und 
der General Sherman konnte in völliger Sicherheit ohne Escorte das 
ganze Gebiet nach allen Richtungen durchreiſen. = - 

In Berichte wird ferner nachgewiesen, daß der letzte Krieg wider die 
Sigur lediglich den zum Theil auf Unkenntniß, zum Theil auf ſträfliche 
Willkür begründeten dees ee zuzuſchreiben war, unter denen jener 
Stamm zu leiden hatte. Das ihm reſervirte Terrain wurde, ohne daß man 
ſich mit den Eigenthümern verſtändigte, von den Abenteurern überfluthet 
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welche den Goldſchatzen von Montana made 

ja ch und baten, daß man ihnen ein beſchränktes, ab: 
gelegenes, von Bergen umſchloſſenes Gebiet laſſe, wo ſie ſich anſiedeln und 
das dort noch reichliche Wild jagen wollten. Aber auch dies wurde ihnen 
nicht bewilligt, denn durch jenes Gebiet führte der Weg zu den Quarz⸗ 
brüchen. Einer Ordre des Generals Pope zufolge wurden Forts mitten im 
Lande der Sioux angelegt, ohne daß man ihnen ein Wort darüber gegönnt, 
trotz des Traktates, wonach das Land ihnen auschließlich gehören ſollte. 
Sie erklärten, ſich dem widerſetzen zu müſſen, aber davon wurde keine Notiz 
enommen. Bald loderte, wie es nicht anders fein konnte, die Flamme des 
rieges überall empor. Am 21. ber 1866 wurde eine Streifpartie an?? 
egriffen,. welche vom Fort Philipp Kearney abgeſandt war, um daß wi 
fiat Es entſtand ein Gefecht, 3 damit endete, daß die Unſeren 

ann für Mann fielen, Dies wird das Maſſacre von Fort Philipp 
Kearney genannt. > ; — 

Die Commiſſion leugnet nicht, daß es unter den Indianern eben jo pen K. 
ſchlechte Subjecte giebt, wie unter den Weißen; aber fie fragt, ob dies 
einen hinreichenden Grund zu ihrer Ausrottung abgebe, und 
meint, ebenſo gut könnte man die Zerſtorung New⸗Norks verlangen, weil 
dort, trotz aller hohen Civiliſation, an jeder Straßenecke ein Poliziſt noth⸗ 
wendig fei. Sie verſichert, die Wilden jeien nicht nur grauſame 
Feinde, ſondern auch zuverläſſige Freunde, welche keinen Anjtand 
nehmen, ſich für den Bundesgenoſſen aufzuopfern. Sie nimmt ſich der 
Unterdrückten an und bittet nicht zu vergeſſen, daß unter der rothen Haut 
auch ein menſchliches Herz ſchlägt. Sie verlangt, daß man die Wilden ge⸗ 
recht behandle, und verbürgt ſich dafür, daß es alsdann nicht ſchwierig ſein 
wird, fie zu civiliſiren. Die Vorſchläge gehen hauptſäͤchlich darauf hinaus, 
ein eigenes Miniſterium für die Indianer⸗Angelegenheiten, 
unter competenter Leitung, zu gründen und ſämmtliche Indianer 
ſtämme des fernen Weſtens auf zwei 1 1 Reſervationen 
unterzubringen, alsdann aber auch ſtreng allen Verpflichtungen zu ge⸗ 
nügen, die man ihnen gegenüber eingeht; denn jedes Mitglied eines Stam⸗ 
mes weiß bis zum Kleinſten, was ihm. und feinen Brüdern verſprochen iſt. 
„Wollt Ihr ſie ausrotten, weil ſie Wilde ſind, ſo geben wir Euch zu be⸗ 
denken, daß dies, abgeſehen vom Punkte der Humanität, eine ſchwierige und 
1 Sache fein würde. Es iſt leichter und billiger, zu civiliſiren, ala 
zu morden.“ a 
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ſpreche. 2 werde durch fie auch das Geiſttödtende der Einformigkeit 
mechaniſcher Arbeit beſeitigt, oder doch dadurch gemildert werden, daß die 
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3: und Sonntags⸗Schulen 
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=; mien 1 al unterſtützt worden ie gen 
eine Anzahl Schulen ſind dieſe in den Beſitz vortrefflicher Vorlagen gekom⸗ 
men, die indeß zum Theil für derartige Lehranstalten zu amm ſind. Das 
beiliegende Gutachten der Prämiirungs⸗ und Prüfungs⸗Commiſſion für die 
zweite Ausſtellung von Zeichnungen giebt hierüber näheren Aufſchluß. Die 
Ausſtellungen der Zeichnungen haben uns gezeigt, daß faſt allen ſchleſiſchen 
| 0 Fortbildungs⸗Schulen angemeſſene, dem Zweck entſprechende 
Eye orlagen fehlen; durch die weiteren von uns eingezogenen Erkundigungen 
8 it uns aber auch ferner die Ueberzeugung geworden, daß den meiſten An: 
ſtalten jet alle a für den a eee Unterricht, bei 
einigen ſogar ausrei ende Hilfsmittel für die Geographie fehlen. Der unter⸗ 
8 Fan usſchuß iſt daher zu dem Beſchluß gekommen, ähnlich wie die 
5 tralſtelle für Handel und Gewerbe für Würtemberg, ſämmtliche gewerb⸗ 
e Fortbildungsſchulen der e mit guten Hilfsmitteln für die ver⸗ 
ſchiedenen Unterrichtszweige alljährlich zu verſorgen und dieſes Jahr mit 
den Herdtle ſchen Zeichenvorlagen, welche in den würtembergiſchen Schulen 
dinge ührt find, den Anfang zu machen. gu dieſem Zweck wenden wir uns 
an Sie, mit der ergebenſten Bitte, unſer Vorhaben durch Bewilligung eines 
jährlichen Beitrages in der Höhe von etwa 7 bis 10 Thlr. geſälligſt unter: 
ſtützen zu wollen. — Wir ſind der wein Schlee daß Sie unſer für die 
gewerbliche Weiterentwickelung der Provinz Schleſien außerordentlich wich⸗ 
tiges Unternehmen gern fördern werden.“ ? . 
Ferner hat der Ausſchuß die Gewerbevereine Schlefiens 3 
ſcheunigſt über den Stand der Fortbikdungs⸗Schulen ihres Ortes Bericht zu 
erſtatten. . 
Breslau, 19. Febr. [Alarmirung der Dee Die Haupt- 
feuerwache wurde geſtern Abend 7 Uhr nach der Hummerei Nr. 18 belegenen 
Brauerei des Hrn. Sue geholt, fand aber nicht die geringſte euerägefobr 
Vor, da nur einige Funken direct aus der Feuerung aus dem Dampfſchorn⸗ 
ſtein herauskamen und der Anmeldende darauf hin einen Schornſteinbrand 
vermuthet hatte. 


4, Landeshut, 17. Februar. [Zur Tageschronik.] Bei hieſiger Tele: 
2 graphen⸗ Station wurden 2157 Depeſchen aufgeliefert; 2271 Depeſchen gingen 
ein. Die etatsmäßige Einnahme ſollte ſein 670 Thlr. 5 Sgr.; eingekommen 
aber ſind 668 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf. — Bei der Station Liebau wurden 657 
Dexeſchen aufgeliefert, 597 gingen ein. Die Einnahme betrug 171 Thlr. 
22 Sgr. 6 Pf. — Vorige Woche gerieth hier ein Bettler aus Unvorſichtig⸗ 
keit unter die Räder eines Poſtwagens. Der Arm ward ihm gebrochen und 
die Bruſt verletzt, ſo daß er nach zwei Tage an den Folgen ſtarb und vori⸗ 
gen Sonnabend hier beerdigt wurde. 


8 
» Schweidnitz, 15. Februar. [Sparkaſſe. m. Anſchluß an den 
Artikel Alban [ ie] J 


* 


mus in gewiſſen Schichten der Einwohnerſchaft abgiebt. 
Berichte pro 1865 einzelner Städte vor, daher wir auch nur eine Vergleichu 
flür dieſes Jahr aufſtellen können. 


Sar 


— in Liegnitz auf 486,900 Thlr. — in Brieg bei 3882 


Bericht darüber ausſchweigt. ; 
ar 7775 ond, beſteht bei uns nur in 181,884 Thlr., 
16 

unſerere Stadt mit 66,422 Thlr. 
zurück. 


Nachrichten aus dem Großherzogthum 
pPpleſchen, 16. Febr. e e ür die 
en ſind bis jetzt bei Hrn. Landrath 

30 Thlr. zu demſelben Zwecke deponirt. So fe 


nd * l 
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en 
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Noth ach als Die 


Kae 
-  bermetiihen Grenzſperre aller Verkehr daniederliegt. 


N. 


ee wird. 
einer 


an Handwerker o 
der im Januar 1 5 
5 ſchuß verein ſehr ſtark beanſprucht. — Am verfloſſenen Sonnta 
daieſigen Rathhausſaale eine von dem ſeit 27 
ke s durch 


dazu beſtimmt iſt, da ekleidung von 6 


ben ftatt, deren Ertrag 
armen Kindern und 


7 


an ihn ſteigern. 


1 
> 


BR 
2 Baromet. Wind, A 
Ei Ort. ariſer Therm. Richtung und 5 emeine 
5 & | Sinn, Wan. "Starte bn s er 
5 6 Memel 336,4 0,9 W., mäßig. Bedeckt, Staubregen, 
7 NRönigäberg | 3374 9 SW, ftart.  |Bevedt, Schnee. 
6 Stettin 0,0 0,7 ., ſtark. Bedeckt. 
— Ratibor 332,8 —1,0 SO., mäßig. 1 757 heiter 
— Münſter 338,4. |—1,0 SW., wog. ebel. 
— Frier 5,6 |—2,0 NO,, ſchwach. |Neblig, Reif 
2 0 339,4 2,6 NW., mäßig. Nebel. 
a 4 8 — — — — 
— Ken 334,0 |—2,9 SW,, ſtill. Bedeckt. 
— Helſingfors 334,1 0,2 S., ſchwach. Bedeckt, Schnee. 
— ar urg 336,3 |—5,1 Sb. ſchwach. Bedeckt. 
— Moskau — — <= — 
2 Stockholm 335,9 | W., ſchwach. |Heiter.*) 
— Skudesnäs 2 ae = 5 — 


hr 


D Geftern Regen, SW. Mar. +32. Min. —3,4, 
5 Meteorologiſche Beobachtungen. 


n 
1% Der Barometerſtand bei 0 Grd. Ba- Luft⸗ Winde 
m Partſer Linien, die Tempera - > Temper geg und Wetter. 
ur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. tärke. 


B eslau, 18. Febr. 10 U. Ab.] 333,63 2,1 Nr e 
I. edeckt. 


1059. Februar 6 U. Mrg.] 333,81 0.3 


. Telegraphiſche Depeſchen 
RR) aus dem Nane 1 
Florenz, 18. Febr. 


königliche Proclamation unbegründet. 
Rom, 17. Februar. 


als Richter bei einem Tribunal in Sicilien beibehalten ſollte. 
Paris, 18. Febr., Abends. 


— — 


a, mert: der Beichtvater iſt berufen. 


Durch Vertheilung derſelben an 
leichte Beſſerung eingetreten. 


halle iſt theilweiſe eingeſtürzt, mehrere Bahnbeamte dabei verletzt. Der 
Verkehr iſt unterbrochen. 


richten vom 27. Januar haben die Daimios den Micado gefangen 
genommen. 


F f. Nr. 71 — beſprechen wir den Verkehr bei unjerer 
Sparkaſſe und ſtellen die Behauptung voran, daß auch hier der größere oder 
geringere Verkehr, einen ſichern Belag für den Wohlſtand oder den Pauperis⸗ 
Es liegen uns die 


n 

Während ſich in Görlitz, bei 10778 
Sparern, das Sparkaſſen⸗Vermögen incl. Reſervefond auf rund 201,840 1 50 
2 parern au 

Thlr. — in Hirſchberg bei 3975 Sparern auf 248,306 Thlr. be⸗ 
8 Läuft, können wir die Zahl der Sparer bei uns nicht mittheilen, weil ſich der 
Das Geſammt⸗Sparkaſſen⸗Vermögen incl. 

wovon den Sparern 
hlr. und dem 2 Ehle. Jin 21,465 Thlr. gehören. Hiernach bleibt 
inter H. und mit 217,016 Thlr. hinter B. 


5 othleidenden in 
i r regorovius 167 Thlr. 28 Sgr. 
„eingegangen und liegen noch in der b auc Kämmereikaſſe gegen 
0 . r auch hier Aller Herzen für 
die Noth unſerer bedrängten Brüder in Oſtpreußen mitfühlen, wird doch die 
helfende Thätigkeit durch die auch bei uns ſchon in hohem Grade auftauchende 

5 : Preiſe für Lebensmittel und Brennmaterialien find 
r = o hoch als in den theuerſten Gegenden Oſtpreußens. Natürlich 
eiden darunter unſere kleinen Städte an der Grenze am wegen da bei der 
In Berückſichtigung 


der ſich täglich ſteigernden 2 hat ae e 8 r⸗ 
* der u f 0—80 

ſpeiſt wer b dd de eh Da RE Are allem zun be⸗ & 
mittelten Bürgern Suppe zu 9 Pf. pro Quart (großes Maß) käuflich 
Natürlich werden jetzt Anſtalten, wie der hier ſchon ſeit 
Reihe von Dane beſtehende Bürgerrettungsverein, der Geld 
ne Zins nur gegen geringe Schreibgebühren verleiht und 
866 von dem hieſigen Gewerbeverein ne Vor⸗ 
and im 
ahren hier beſtehenden evang. 


auenverein veranſtaltete Verloſung von meiſt ſelbſt gefertigten Raben a Frubhabr 170 8 Hi 
„ver jahr 179 Br. u. Gld. 


ittwen am Weihnachtsfeſt entftandene Deficit in der 
Kaſſe des genannten Vereins zu decken. Es wäre namentlich dieſem Verein 
recht werkthätige Unterſtützung zu wünſchen, da alljährlich ſich die Anſprüche 


. — — •16ũꝛꝛ 
Telegraphiſche Witterungsberichte vom 18. Februar. 


Breslau, 19. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 16 F. 11 3. U.⸗P. 4 F. 11 3. 
f£ Eisſtand. 


7 e Der „Correſpondance italienne“ zufolge find 
die Zeitungsnachrichten über ſtattgehabte Unruhen in Sieilien, ſowie 
über eine anläßlich der Vermählung des Kronprinzen zu erwartende 


Er Das „Giornale di Roma“ publicirt ein 
päpflliches Monitorium gegen den Prieſter Cirillo Rinaldi, welcher mit 
der Ereommunication bedroht wird, falls er feine bisherige Stellung 


2 Die Legislative lehnte die Amende⸗ 

ments ab, welche die ungehinderte Zulaſſung der fremden Zeitungen in 
Frankreich fordern, ferner die Strafen für die Verbreitung falſcher Nach⸗ 
richten, endlich den ungehinderten Straßenverkauf der Zeitungen betreffend. 


Ein königlcher Erlaß beruft die beiden Sam 
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London, 18. Febr. In 


dem 
Der Bahnhof von Charing⸗Croß ſteht in Flammen. Die Glas⸗ 


London, 18. Februar. Trübes Wetter. — Nach japaniſchen Be⸗ 

Der Taykun bereitete einen Angriff zu deſſen Befreiung 

vor. Hiogo und 2 Paläſte in Jeddo waren niedergebrannt. 
London, 18. Februar. Nach Berichten aus Newyork vom 6. d. 


Befinden des Grafen Derby if eine 5 71 5 5 
Außerdem 252 Looſe mit 125 Fr. 


Fr., Nr. 1393 \ Nr. 122 414, 198,485 ı 


1000 Fr., Nr. | x 
2, 82598, 1229, sch 215276 mit 250 Fr. 


ae 


beſonders protegirten 
in ungeſchwächtem 

er ſchwächten Reali⸗ 
Das gilt in erſter 
uerſt überjchreitend, 

ombarden waren w 


des Vortages überhaupt nicht, und perle 


hat der Ausſchuß des Senats für auswärtige Angelegenheiten ſich für ae 1005 
den 


die Beſtätigung Coxe's als Geſandten der Union am Wiener Hof 
ausgeſprochen. 
hat für die Wahl Grants zum Präſidenten und 
präſidenten der Vereinigten Staaten votirt. 

Paris, 18. Febr. Der Kaiſer hat Troplong beauftragt, die Zweck⸗ 
mäßigkeit der Einführung einer perfönlichen Verantwortlichkeit der Mi⸗ 
nifter ohne Solidarität des Cabinets zu prüfen: 

Der Rücktritt des Marquis de Mouſtier wird für wahrſcheinlich 
gehalten. (T. B. f. N.) 

London, 18. Febr. Die „Morning⸗Poſt“ meldet, daß Lord 
Stanley geſtern durch den Telegraphen nach Knowsley⸗Park, dem bei 
Liverpool gelegenen Wohnſitze ſeines Vaters, des Earl Derby, berufen 
worden iſt. Es verlautet, letzterer habe ſich geſtern etwas beſſer be- 
funden, doch betrachten ſowohl die „Times“ als auch die „Morning⸗ 
Poſt“ ſeinen Rücktritt als wahrſcheinlich und befürchten ſogar ſeinen 
Tod. (T. B. f. N.) 

Waſhington, 6. Febr. Das Hamburger Schiff „Leibnitz“ iſt 
von den Behörden in Newyork wegen Verletzung der in Betreff der 
Paſſagiere zu beobachtenden Geſetze mit Beſchlag belegt worden. 

(T. B. f. N.) 


Fentons zum Vice⸗ 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
(Wolf's Telegr. Bureau.) 

Paris, 18. Febr., Nachm. 3 Uhr. Träge. Conſols von Mittags 1 Uhr 
waren 92% gemeldet. Schluß⸗Courſe: zproc. Rente 69, 15 bis 69, 02%. 
Italien. öproc. Rente 44, 15. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 557, 50. 
Eredit⸗Mobil⸗Actien 212, 50. Lombard. Eſſenbahn⸗Actien 372, 50. Oeſter⸗ 
= 17 81% von 1865 pr. opt. 352, 50. 6proc. Ver. St.⸗Anleihe pr. 1882 
Ungeſt. 47 N 

ondon, 18. Februar, Nachmitt. 4 Uhr. Schluß⸗Courſe: Conſols 
921%, Iproc. Spanier 8 f Italien. 5proc. Rente 43%. Lombarden 141%. 
Mexicaner 15%. Sproc. Ruſſen 87. Neue Ruſſen 86. Silber 60 / bez. 
Türk. Anleibe von 1865 32%. proc. Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 1882 
71 ff — Aus der Bank von England ſind 75,000 Pfd. Sterl. in Gold 
gefloſſen. 

Paris, 18. Februar, Nachm. Rüb öl pr. Febr. 103, 00, Hauſſe, pr. Mai⸗ 
Auguſt 95, 50, pr. Sept.:Dechr. 95, 50. Mebi pr. Februar 92, 50, pr. 
März⸗April 92, 50. Spiritus pr. Februar 70, 00, feſt. 

ankfurt a. M. 18. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
U e Wiener Wechſel 101%. eſterr. National⸗Anleihe 
54. ‘x Verein. Staaten-Anleibe pr. 1882 75%. Heſſiſche Ludwigsbahn 
130. Baieriſche Prämien⸗Anleihe 100%. 1854er Looſe 63% B. 1860er 
Looſe 72. 1864er Looſe 82. — Feſt und lebhaft. Ruſſ. Bodencredit 77. 

Frankfurt a. M., 18. Febr., Abends. [Effecten⸗Societät.] Etwas 
matter auf auswärtige Notirungen. Amerikaner 75%. Creditactien 194%. 
Steuerfreie Anleihe 50%. 1860er Looſe 71%. 1864er Looſe 81%. Oeſterr. 
5% Anleihe von 1859 62%. Staatsbahn 262%. 

Wien, 18. Febr. [Abend⸗Börſe.] Credit⸗Actien 192, 50. Staats⸗ 
bahn 259, 00. 1860er Looſe 83, 00. 1864er Looſe 81, 00. Nordbahn 175, 
50. Galizier 206, 75. Lombarden 172, 20. Napoleonsd'or 9, 40%. — 
Bus l b N ittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß ⸗C . 

ruar, Nachmi 2 Uhr in. uß⸗Courſe. 
ke Se sh, elde 38. Oeſterr. 
8 83% Oeſterreichiſche 1860er Looſe 70%. Staatsbahn 554. 
Lombarden 367. Italien. Rente 43%. Vereinsbank 111. Norddeutſche 
Bank 119. Rheiniſche Bahn 116%. Nordbahn 9%. Altona⸗Kiel —. Gm 
ländiſche Anleihe —. 1864er Ruſſiſche Prämien⸗Anleihe 98. 1866er Ruſſ. 
Prämien⸗Anleihe 97 /. proc. Verein. St.⸗Anleihe pr. 1882 68%. Disconto 
1% PCt. — Anfangs feſter, langſichtige Valuten ſehr geſucht. 

‚Pamburg, 18. Februar, Nachm. 2 Uhr 30 Min. (Getreidemarkt.] 
Weizen und Roggen auf Termine geſchäftslos. Weizen per Februar 
5400 Pfd. netto 180 Bancothaler Br., 179½ Gld., per Febr.⸗März 180 Br., 

Roggen per Februar 5000 Pfd. 

Brutto 142 Br., 141 Gld., per Februar⸗März 141 Br., 140 Gld., per 
1985 139 Br. u. Gld. Hafer ruhig. Rüb öl höher, loco 23, per Mai 

24 à 23%, per October 247. Spiritus ohne Kaufluſt, 27%. Kaffee 
feſter. Zink Forderungen höher, 500 Ctr. pr. Frühjahr 13 Mk. 11 Sch. 
Petroleum Abgeber zurückhaltend. > y 

Petersburg, 18, Febr. [Schluß⸗Courſe.] Wechſelcours 5 London 
3 Monate 33%, D., do. auf Hamburg 3 Monate 29%, Sch. do. auf Amſter⸗ 
dam 3 Monate 164½ Ct., do. auf Paris 3 Monate 3464, Cts. 1864er 
. 11 %. 1866er Prämien⸗Anleihe 118%. Imperials —. 

elber Lichttalg (alles Geld im Voraus) —. Gelber Lichttalg pr. Auguſt 
en a) 45%. Gelber Lichttalg loco —. Feſt, unverändert, gerin⸗ 
ges Ge 


ambur: 
BR 


Bengal —. 


Bengal 7%. 
Egyptian —. 


Pernam 10. 


arne, 


Water 


wollenhauſſe. . 

ek 18. Febr., Nachmitt. Zucker feiter, eine Ladung Pernam zu 22 
verkauft. 

London, 18. Februar, Abends. Zucker 3 D. höher, gefragt. Rüböl 36%. 
Terpentindl 34%. 

Trieſt, 18. Februar, Abends. Der Lloyddampfer „Juno“ ift heute Nach⸗ 
mittag mit der oſtindiſchen Ueberlandpoſt aus Alexandrien der eingetroffen. 

New⸗Orleans, 17. Februar. 1 5 Kabel.) (Wöchentlicher 
Baumwoll⸗BVericht.] (Von Williams, Ruperti u. Comp.) Middling 
Orleans per Dampfer nach Liverpool 0 oſt und Fracht“ mit Abzug von 
6 pet. 9% D., do. pr. Segelſchiff 979 , D. 

Bombay, 15. Februar. (Per atlantiſches Kabel.) (Bericht von Volkert 
Brothers,] Baumwollenmarkt ruhig. New Oomra 185 R. = 6% D. 
„Coſt und Fracht“ nach Liverpool mit einmonatlicher Aung, 

sracht nach 1 70 Sh. Cours auf London 1 Sh. 10% D. 
etersburg, 18. Februar. Roggen zur Verſchiffung 10. Geſchäftslos. 
ntwerpen, 18. Februar, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Petroleum: 
Markt. (Schluß⸗Bericht.) Steigend. Raffin. Type weiß, loco 43, per 
Febr. 43, per März 43, per September 47. f 
Bremen, 18. Febr. Petroleum. Standard white, loco 5%. 
. N I ee 


Freiburger 15 Fres.⸗Looſe.] Bei der am 15. Februar ſtattgehabten 


Verlooſun 
1485. 1500. 1679. 2022, 2130, 2935. 2990. 3355. 3885. 4812. 4996. 5045, 


5729, 6389. 7040, 7523. Die. Brämiensiebung findet am 15. März ſtatt. 
Antwerpener 100 Frs.⸗Looſe von „Ziehung vom 1. Februar. 
a 50,000 Fr. Nr. 149421, a 5000 Fr. Nr. 93896. à 1000 Fr. Nr. 172396, 
201977. à 500 Fr. Nr. 35011, 75932, 155771, 196751, 214271, 216475, 
à 200 Fr. Nr. 13026, 13388, 13566, 26749, 37775, 46959, 58792, 61415, 
62093, 64466, 67885, 68947, 84698, 84814, 96315, 98283, 111441, 139331, 
148414, 160416, 169688, 182259, 215547, 215778, 216046, 231442, 238929, 
FB ifele 1 Apr 1867. Ziehung vom 15, Feb hlbar 1, Juli 
rüſſeler Looſe von Ziehung vom 15. Februar, zahlbar 1. Juli 
1868 und 1. Januar 1869, Nr. 152444 mit 25000 Fr., Ar. 82203 mit 


Freiw. Staats-Anl. . 
jtaats-Anl, von 1 
1854, 56. 5 


dito 862 
3taats-Schuldscheine/31g183 
Präm.-Anl. von 183531 


Kentenvrieie, Plauntdriete, 


4 
Louisd’or 112 Filder B 
Goldk. 9. 10% CG. IRuss. Bkn. 847, bz Oberschl. A.. 


Hesterr. Metalliques 5 49 be. 


Jh 


wurden 9 20 Serien gezogen: Serie 288. 862. 944. 1113. R 


re * En IE 


inde 
Die republikaniſche Convention des Staates Newyork 


& 


bedangen de 
ſonſt waren d 


pCt. 
ö aris 


0 
ibe 


Berliner Börse vom 18. Februar 1868. 


Eisenbahn-Stamm-Aotien. . 


Fonds und Geld-Course. | 
Dividende pro 1865, 1866, 
ito 
dito 
dito 
dito 
dito 
dito 
dito 


erliner Stadt-Onlig.|41],195 
Kur- u. Neumärk,.]: 5 
Pommersche 43 
Posensche 44 
dito de 
dito neuej4 
Schlesische . .|349183 
Kur- u. Neumärk.|4 
Polumersche . 4 
Posensche „... 
Preussische. . 4 


— 112 181 E 


Sächsische 


Schlesische ..» 90 


Auslandisohe Fonds. e 
Oest.-Fr. St--B. . 
Oestr.südl. St.-B. 7 
Oppeln -Tarnow. 

R. 


eruf. St.-A.— 


5 57 0 


Nat.-Anl. I * 1 5 
7 à 2. 
7b». 


dito 
dito 


inn 


Bank- und Industrie- 
" Berl. Kassen-V, 8 ½ 12 0 
Rraunschw. B. — 0 
Bremer Bank 
Danziger Bank .| 73/9 
Darmst, Zettelb.] 71 


Eisenbahin-Prioritäts-Aotlen. 
Berg.-Märkische . . .;d1 96 G. 
dito 11. 4½ 94% 6. 
dito IV. 4½ 92 
dito III. v. St. 3½ b. 3½ 77 
Cöln-Minden 40 
di 


Niederschl.-Märk. 4 
di to conv. 4 
dito III. 4 
dito IV. 4 
Ndschl. Zweigb. L. C. 5 
Oberschles. “ren 4 


88 B. 

86 etw. bz. 
1 2370 8. 
100% B. 


Oesterr.-Fran z. 


Oesterr. südl. St.-B. 
Rhein, v. St. gar. 41 
#hein-‘ahe-B gar. 19766 bz. 
Wechsel-Course. = x x ' 
Amsterdam 250 Fl. 10 T. 143 % bz. ngsb — % M. g. 
dito dito 2 M. 143% br. Leipzig 109 Thlr.. . . 8 T.199%, @, 
Hamburg 300 8 T. 181½ br. dito dito 2 M. 99 ½% G. 
dito dito 2 M. 18 1½ bz. Frankfurt a, M. 100 Fi |2 M. 56. W &. 
London I Lstr. 3 M. 6. 2 br. Petersburg 100 8.-R.. 3 W. 83 ½ ba. 
Paris 300 Fres. 2 M.|81 2. dito dito 3 M. 92½ ba. 
Wien 150 FI. 8 T. (86 bz. Warschau 0 S.-R, . 8 T. 84 % bz. 
dito 2 M. 86 ½ bz. Bremen 100 Thlr. Goldes T. III½ 6. 


Berlin, 18. Febr. 


as loco 90—108 Thlr. pro 2100 Pfd. nach 
Roggen 


oco . en Thlr. pro 2000 Bir. 


r. 

ohne Faß 19% Thlr. bez., pro Febr. und Febr.⸗März 19/19 
bez. pril ai 20 2 Thlr. bez. und Br., 20% an r. Old. s 
Gl... Juni⸗Juli 20% —20%y — 


Juni 20% — , — 75 Thlr. bez., Br. und 
% Thlr. bez., Juli⸗Aug. 21 21 Thlr. bez. 

Breslau, 19. Februar. Bei ruhiger Frage war für Getreide feſte 
Stimmung vorherrſchend, bei der ſich Preiſe gut behaupteten. 8 

Weizen beſonders in gelber Waare beachtet, er 84 Pfund ſchleſſiſcher 
Yo, ahl 120 Spt. nn p. 3805 91 11 1 er 
Notiz bezahlt. — Roggen feſter, pr. n i er. feinfte 
Sorte 97 Sgr. bezahlt. — ar. Neiße 88 pr. 74 Pfd. gelbe 
bis 61 Sgr., helle 62—65 Sgr., weiße 66-68 Sgr., feinſte Sorte über 
Notiz bezahlt. — Hafer, beachtet, pr. 50 Pfund 40—44 Sgr., feinſte 
Sorte über Notiz bezahlt. — Erbſen mehr angeboten, — Wicken gefragt, 
pr. 90 Pfund. 63.68 S9 — Delfaaten in feſter Haltung. — Lupi⸗ 

eachtet, pr. fo. gelbe 42— 


nen ſchwach b 46 Sgr., blaue 40 —44 Sgr. 
Bohren qute Kauflult, pr 90.96 Sgr. — Schlaglein ge 
fragt. — Rapskuchen beachtet, 64 — 67 Sgr. pr. Centner. — Mais 
(Aka) 78—85 Sgr. pr. Ctur. 1 
Sgr. pr. Schffl. Sgr. pr. Sack d 150 Pfd. Brutto. 

Weißer Weizen 108—118—122 Schlag⸗Leinſaat. . 180—200—210 
Gelber Weizen 108—115—121 Winter⸗Raps 172—183—195 

oggen 91— 95— 97 Winter⸗Rübſen 160—170—180 
Gerſtte. 64— 68 Sommer ⸗Rübſen. . . . 145—158—165 
Sajer 3 40 — 42— 44 Leindotter 150—162 

ſen 74— 78— 84 


11413715 


en 
Kleeſgat, rothe in Mittelſorten ſchwer verkäufli 3 
aare wenig ange⸗ 


lr. pr. Ctr., hochfeine über Notiz, — weiße in feiner 
bac N — — pr. er ae über aa, fi 
e vermehrt angeboten, 7—8—8 r. pr. Ctr. 

Kartoffeln pr. Sack a 150 Pfd. 30-42 45 Mete 14 Sgr. 


Verantwortlicher Redacteu : Stein. 4 
Druck von Grab, Barth u. Comp. ( iedrich) in Dreslau. 
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